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Statut 
für den 
Weichſel-Nogat-Deichverband 
vom 20. Juni 1889. 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Danzig vom 24. Juni 1889, 
Seite 161. Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marienwerder vom 
1. Auguſt 1889 Nr. 31. Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Königs⸗ 
berg vom J. Auguſt 1889 Außerordentliche Beilage zu Stück 31. 


Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen zx. 

In Ausführung des Geſetzes vom 20. Juni 1888 (Geſ.⸗S. S. 251) 
und auf Grund des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848 
$ 11 und 15 (Geſ.⸗S. S. 54) genehmigen Wir nach Anhörung der 
Betheiligten die Bildung eines Geſammt⸗Deichverbandes unter der Benennung: 

„Weichſel⸗Nogat⸗Deichverband“ 

und die damit zuſammenhängende Umbildung der bisherigen Sonderverbände 
an der Weichſel und Nogat nach Maßgabe des nachſtehenden Statuts, neben 
welchem, ſo weit es nicht abändernde Feſtſetzungen enthält, die allgemeinen 
Beſtimmungen für künftig zu erlaſſende Deichſtatute vom 14. November 1853 
(Geſ.⸗S. S. 935) Gültigkeit Haben folen. 


Abſchnitt J. 
Der Weichſel⸗Nogat⸗Deichverband. 
84: 

Der Weichſel-Nogat-Deichverband umfaßt ſämmtliche Grundſtücke 
der im Abſchnitt II. bezeichneten 3 Sonderverbände. Das Gebiet deſſelben 
iſt auf einer Generalſtabskarte im Maßſtabe 1: 100000 m mit einer 
rothen Linie begrenzt. Dieſe Ueberſichtskarte iſt mit dem Beglaubigungs 
Vermerke des Regierungs⸗Präſidenten in Danzig verſehen und wird von 
demſelben aufbewahrt. 

8 2. 
Der Verband bildet eine Korporation und hat ſeinen Sitz in Danzig. 


8-8 

Nach $ 1 des Geſetzes vom 20. Juni 1888 ſollen nach Maßgabe der 
vom Miniſter der öffentlichen Arbeiten feſtzuſtellenden Baupläne und mit 
der im § 2 jenes Geſetzes beſtimmten Geldbeihilfe der Deichverbände folgende 
Bauten ausgeführt werden: 

a. Herſtellung eines Durchſtichs für den Weichſelſtrom durch die Danziger 
Binnennehrung auf der Linie Einlage-Oſtſee nebſt Bedeichung und 
Moolen⸗Anlage, ſowie Moolen⸗ und Dammbauten u. f. w. zu 
dauernder Offenhaltung der Mündung der Danziger Weichſel bei 
Neufähr, 

b. Schiffahrtsanlagen zur Verbindung des Durchſtichs mit der Danziger 
Weichſel, 

c. Durchdeichung der Danziger Weichſel und Zurücklegung der Stromdeiche 
des linken Weichſelufers bis zur Gemlitzer Wachbude aufwärts, 

d. Durchdeichung der Elbinger Weichſel mit Anſchlüſſen an den rechts⸗ 
feitigen Durchſtichsdeich und die Stromdeiche des großen Marienburger 
Werders, 

e. Herſtellung eines Eiswehrs in der oberen Nogat bei Kittelsfähre. 

$4. 

Die Ausführung der Regulirungswerke ($ 3) wird unter der Ober- 
leitung und Aufſicht des Oberpräſidenten der Provinz Weſtpreußen einer 
beſonderen Kommiſſion übertragen, welche beſteht: 

a. aus einem Königlichen Verwaltungsbeamten als Vorſitzendem, 

b. aus einem Königlichen Baubeamten, 

e. aus den Deichhauptleuten und Deichinſpektoren der im II. Abſchnitt 
bezeichneten 3 Sonderverbände. 

Die Ausführungs⸗Kommiſſion faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 
Bei der Abſtimmung haben der vorſitzende Verwaltungsbeamte und der 
Baubeamte je eine und die anweſenden Deichhauptleute und Deich⸗Inſpektoren 
zuſammen eine Stimme. 

Bei Meinungsverſchiedenheiten der Vertreter der Sonderverbände 
ſtimmen dieſe unter ſich mit gleichem Stimmrecht ab. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit giebt die Stimme des Deichhauptmanns des Marienburger 
Deich⸗Verbandes den Ausſchlag. Diejenige Anſicht, für welche ſich darnach 
die meiſten Stimmen ergeben, iſt entſcheidend und für die Sonderverbände 
gerpflichtend. 


Die Ausführungs⸗Kommiſſion kann nur beſchließen, wenn nach einer 
Einladungsfriſt von mindeſtens 3 Tagen die unter a. und b. bezeichneten 
Mitglieder und von den Vertretern der Sonderverbände wenigſtens 2 an⸗ 
weſend ſind. Beſchlüſſe der Kommiſſion, welche eine Aenderung der nach 
§ 3 feſtgeſtellten Baupläne einſchließen, find wirkungslos. Die Kommiſſion 
hat auch alle mit der Ausführung der Regulirungswerke im Zuſammen⸗ 
hange ſtehenden Geſchäfte, insbeſondere die nothwendigen An- und Verkäufe 
von Grundſtücken und Materialien an Sand, Lehm, Raſen ꝛc. und die 
Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigungen mit den bei den Sonder⸗ 
Deichverbänden den Deichämtern und beziehungsweiſe den Deichhauptleuten 
zuſtändigen Befugniſſen und Obliegenheiten zu bewirken, die Beitrags⸗ 
leiſtungen der Sonderverbände nach Bedarf zu ordnen und einzufordern. 

Die Verträge, welche die Ausführungs- Kommiſſion abſchließt, find 
von dem Vorſitzenden und dem Königlichen Baubeamten zu vollziehen. 
Die Bauausführung der Ausführungs⸗Kommiſſion und die dienſtlichen Be⸗ 
ziehungen ihrer Mitglieder werden im Uebrigen durch eine von den 
Miniſtern der öffentlichen Arbeiten und für Landwirthſchaft, Domänen und 
Forſten zu erlaſſende Geſchäftsanweiſung geordnet. 


Sobald die Regulirungsarbeiten in allen ihren Theilen ausgeführt 
ſind, hört die Thätigkeit der Kommiſſion auf. Streitigkeiten über die 
Bauausführung, welche bei der Uebergabe der Deiche an die Deichver⸗ 
bände entſtehen, werden von den Reſſortminiſtern nach Anhörung des 
Regierungs⸗Präſidenten in Danzig mit Ausſchluß des Rechtsweges 
entſchieden. 


§ 5. 

Der Verband übernimmt die Aufbringung eines Beitrags von 
7 230000 Mk. zu den Koften der nach § 3 auszuführenden Anlagen. 

Die Verzinſung und Tilgung des zu dieſem Zwecke nach $ 2 und 4 
des Geſetzes vom 20. Juni 1888 zu gewährenden Staatsdarlehns von 
gleicher Höhe und die im Intereſſe des Geſammt⸗Verbandes entſtehenden 
Verwaltungsunkoſten werden von den Sonderverbänden des II. Abſchnitts 
nach Verhältniß des kataſtrirten Flächeninhalts dieſer Verbände getragen, 
jedoch mit der Maßgabe, daß die innerhalb der Sonderverbände mit einem 
geringeren als dem normalmäßigen Beitrage herangezogenen Grundſtücke 
(8 20) nur mit der Hälfte der Fläche zu veranlagen ſind. 


86. 

Die nach § 2 des Geſetzes vom 20. Juni 1888 auf die Dei- 
verbände übergehende Deichunterhaltung wird für die Deiche auf dem 
linken Ufer der regulirten Weichſel vom Danziger und auf dem rechten 
Ufer derſelben von dem Marienburger Deichverbande übernommen. Die 
Uebernahme der Unterhaltung Seitens der Deichverbände erfolgt ſofort nach 
Fertigſtellung der einzelnen Deiche. Den Tag der Uebernahme beſtimmt 
der Ober⸗Präſident. 

$ 7. 

Nach Auflöſung der Ausführungskommiſſion werden die gemeinſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten der Sonderverbände in dem Weichſel⸗Nogat⸗Verbande 
durch einen Vorſtand wahrgenommen, welcher aus einem von dem 
Regierungs⸗Präſidenten als Vorſitzenden zu ernennenden Verwaltungs- 
Beamten, den Deichhauptleuten und Deich⸗Inſpektoren der 3 Deichver⸗ 
bände des Abſchnitt II. und aus 5 Vertretern dieſer Verbände beſteht. 

Von den 5 Vertretern haben der Danziger und der Elbinger Deich⸗ 
verband je 1 und der Marienburger Deichverband 3 Vertreter zu wählen 
Die Wahl der Verbandsvertreter erfolgt durch die Deichämter der 3 Ber- 
bände aus der Zahl der Deichamtsmitglieder auf 3 Jahre. Für den Fall 
der Behinderung eines Verbands⸗ Vertreters hat der betreffende Deich⸗ 
hauptmann einen Stellvertreter zu ernennen. i 

Der Vorſitzende und jedes Vorſtandsmitglied haben bei Abſtimmungen 
nur eine Stimme. 

Der Vorſtand faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. Zur Giltigkeit 
eines Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von mindeſtens 7 Mitgliedern ein⸗ 
ſchließlich des Vorſitzenden erforderlich. 


8 8. 

Der Vorſtand wird von dem Vorſitzenden unter Mittheilung der 
Tagesordnung ſo oft als nothwendig zuſammenberufen. Die Einladung 
muß 3 Tage vor der Sitzung in den Händen der Vorſtandsmitglieder ſein. 
Die Zuſammenberufung muß erfolgen, wenn ſie von mindeſtens 3 Mit⸗ 
gliedern beantragt wird. 

8 9. 

Der Vorſtand vertritt den Geſammtverband in allen Rechts⸗ 

angelegenheiten Dritten gegenüber. 


Insbeſondere hat derſelbe: 

a. nach Auflöſung der Ausführungskommiſſion die laut § 5 dieſes 
Statuts aufzubringenden Beiträge auf die beitragspflichtigen Sonder⸗ 
verbände zu vertheilen und für deren Abführung an die Staatskaſſe 
Sorge zu tragen, 

b. die Ausführung und ordnungsmäßige Unterhaltung der von den 
Sonderverbänden herzuſtellenden Deichbauten zu überwachen und i 
dabei insbeſondere dafür zu forgen, daß durch derartige Bauten die 
Intereſſen gegenüberliegender Verbände nicht verletzt werden, | 

c. in allen Angelegenheiten fein Gutachten abzugeben oder fih zu 
äußern, in welchen es von der Staatsregierung verlangt wird. 

Inſofern ſich herausſtellen ſollte, daß einzelne Theile des Verbandsgebiets 
dauernd oder zeitweilig einen erheblich geringeren Vortheil von der Aus⸗ | 
führung der im Geſetze vom 20. Juni 1888 vorgeſehenen Regulirungs⸗ | 
werke haben, fo ift der Vorſtand nach Anhörung der Vertretung des 
betreffenden Sonderverbandes eine dauernde oder zeitweilige Herabſetzung 
des nach § 5 geltenden Beitragsmaßſtabes für die betreffenden Diſtrikte i 
vorzunehmen befugt. N 


§ 10. j 


Das Oberaufſichtsrecht des Staats, ſoweit es dem Regierungs⸗ 
Präſidenten als Landespolizeibehörde zuſteht, wird über den ganzen 
Umfang des Geſammtverbandes und der Sonderverbände des II. Abſchnitts 
von dem Regierungs⸗Präſidenten in Danzig ausgeübt, welcher den Land⸗ j 
räthen des Stuhmer und Pr. Holländer Kreiſes bezüglich der dorthin | ; 
gehörigen Ortſchaften der Verbände unmittelbar Aufträge ertheilen kann. 


Möſchnitt II. 
Die Sonder⸗Deichverbände. 
Sari: 


Durch die Ausführung der im § 3 des J. Abſchnitts vorgeſehenen 
Regulirungswerke werden 3 Deichverbandsgebiete abgegrenzt und innerhalb 
dieſer Gebiete die Eigenthümer der eingedeichten und noch einzudeichenden 
Grundſtücke nach näherer Beſtimmung dieſes Abſchnitts zu 3 Deichverbänden 
unter der Benennung: 


A. der Danziger Deichverband, 
B. der Marienburger Deichverband, 
C. der Elbinger Deichverband 


vereinigt. 


Jeder dieſer 3 Deichverbände bildet eine Korporation mit dem Sitze 
zu A. in Danzig, 
zu B. in Marienburg, 
zu C. in Elbing. 

Die drei Deichverbände treten in der näher beſchriebenen Abgrenzung 
des § 12 an die Stelle der bisher beſtandenen Deichverbände und zwar 


ad A. der Danziger Deichverband an die Stelle des bisherigen 
Deichverbandes des Danziger Werders und des bisherigen Deichverbandes 
der neuen Binnennehrung; 


ad B. der Marienburger Deichverband an die Stelle des bisherigen 
Deichverbandes des Großen Marienburger Werders, des bisherigen Deichver⸗ 
bandes der alten Binnennehrung und des bisherigen Sommerdeich⸗Ver⸗ 
bandes für den Mittelwerder und die anliegenden Ortſchaften auf der 
Danziger Nehrung; 

ad C. der Elbinger Deichverband an die Stelle des bisherigen 
Deichverbandes der rechtſeitigen Nogat⸗Niederung. 


Die den bisherigen Verbänden verliehenen Statuten werden auf 
gehoben. : 

Rechte und Verbindlichkeiten der bisherigen Deichverbände gehen auf 
die ihnen entſprechenden neuen Sonder⸗Verbände über, ſoweit ſie nicht 
in dieſem Statut als dauernd oder vorübergehend fortbeſtehend bezeichnet ſind. 


+ 


8 12. 


A. Der Danziger Deichverband umfaßt ſämmtliche Grundſtücke 
auf dem linken Weichſelufer, welche einer Ueberſchwemmung durch die 
Weichſel von Dirſchau bis zur neuen Mündung ausgeſetzt ſind und unter 
dem Schutze der beſtehenden und der nach § 3 dieſes Statuts auf dem 
linken Ufer der Weichſel neu herzuſtellenden Deiche liegen. 


B. Der Marienburger Deichverband umfaßt ſämmtliche Grund⸗ 
ſtücke, welche einerſeits von der Weichſel, andererſeits von der Nogat und dem 


weſtlichen Ufer des friſchen Haffs, ſowie von der Düne an der Oſtſee 
begrenzt werden und unter dem Schutze folgender Deiche liegen: 


1. des beſtehenden und der nach § 1 littr. a. und d. des Geſetzes vom 
20. Juni 1888 neu herzuſtellenden Deiche auf dem rechten Ufer 
der Weichſel vom ſogenannten Kommunikationsdeiche bis zur Düne 
an der neuen Mündung in die Oſtſee; 


2. des Deiches auf dem linken Ufer der Nogat vom ſogenannten 
Kommunikationsdeiche bis Wiedau und des Einlager Hauptdeiches von 
Wiedau bis Jungfer; 3 

3. der Staudeiche am weſtlichen Ufer des Haffs auf der Linie von 
Jungfer bis Bodenwinkel. 


C. Der Elbinger Deichverband umfaßt ſämmtliche Grundſtücke 
auf dem rechten Nogat⸗Ufer, welche einer Ueberſchwemmung durch die 
Nogat vom Galgenberge bis zum Haff ausgeſetzt ſind und unter dem 
Schutze des Deiches auf dem rechten Ufer der Nogat liegen. 

Die Gebiete der drei Sonderdeichverbände ſind auf beſonderen 
Generalſtabskarten im Maßſtabe von 1: 100000 


A. des Danziger Deichverbandes mit einer rothen Linie, 

B. des Marienburger Deichverbandes mit einer grünen Linie, 

C. des Elbinger Deichverbandes mit einer gelben Linie 
abgegrenzt. 

Für diejenigen Gemeinde- und Gutsbezirke, welche nur theilweiſe zu 
einem Sonderdeichverbande gehören, ſind beſondere Kataſterkarten mit 
eingezeichneter Ueberſchwemmungsgrenze angefertigt. 

Die Ueberſichts⸗ und Kataſterkarten werden mit einem Beglaubigungs⸗ 
vermerk des Regierungs⸗Präſidenten verſehen und von demſelben aufbewahrt. 


8 13. 


A. Der Danziger Deichverband übernimmt den Ausbau und die 
Unterhaltung folgender Deiche, ſoweit die erſtmalige Herſtellung derſelben 
nicht gemäß § 3 dieſes Statuts anderweitig erfolgt: ` 

a. der Deiche auf dem linken Ufer der Weichſel von der Höhe bei 

Dirſchau bis zur neuen Mündung, 

b. der Staudeiche an der todten Weichſel auf dem linken Ufer bis 

Kneipab, auf dem rechten Ufer bis zur Düne bei Bohnſack, 


einſchließlich der in dieſen Deichen vorhandenen und der noch Herzu- 

ſtellenden Stauſchleuſen. 
Ferner hat der Deichverband die Verpflichtung, folgende Vorfluth⸗ 

anlagen nach Maßgabe des von der Regierung unter dem 
1. Juni 1877 vorgeprüften und vom Miniſter für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forſten genehmigten Planes zu verbeſſern und 
zu unterhalten: 

c. den Dirſchauer Mühlenkanal, 

d. die Mottlau von der Spangau⸗Dirſchauer Chauſſee bis zum Beginn 
des ſtädtiſchen Looſes beim Schleuſenkruge, 

e. den Mühlengraben von der Dirſchau⸗Spangauer Chauſſee bis zu 
ſeiner Vereinigung mit der Mottlau im Dorfe Güttland, 

f. das Mühlbanzfließ von ſeinem Eintritt in's Deichgebiet bis zur 
Mottlan, 

g. den Ziegengraben von der Oſterwicker Grenze bis zum Bodengraben, 

h. den Bodengraben von der Belau bis zur Mottlau, 

i. die Kladau vom Eintritt derſelben in den Deichverband bis zur 
Mottlau, i 

k. die Landauer Laake von der Mönchengrebin⸗Landauer Grenze 
bis zur Mittellaake, 

J. die Mittel- und ſchwarze Laake bis zur Mottlau, 

m. die Gans vom Eintritt in das Deichgebiet bis zur Mittellaake, 

n. die Hohe⸗Vorfluth von der Brücke im grünen Wege oberhalb der 
Trutenauer Waſſerabmahlmühle bis zur Mottlau, 

o. die Leege⸗Vorfluth von der Langfelder Grenze durch die Rück⸗ 
forter Schleuſe bis zur Weichſel, 

p. die Sieden⸗Vorfluth vom Scheerkrug bis zur Mottlau. 


Die Wälle an den vorſtehend unter c. bis p. bezeichneten Vor⸗ 
fluthen, ſowie die Wälle an der alten Radaune von ihrem Eintritt in 
das Deichgebiet und den ſogenannten Güttländer Hauptwall hat der 
Deichverband ebenfalls zu unterhalten, wogegen die Vertheidigung dieſer 
Wälle gegen Hochwaſſer und Eisgang, mit Ausnahme der vom Verbande 
zu ſchützenden Wälle am Dirſchauer Mühlenkanal und an der Kladau, Sache 
der angrenzenden Ortſchaften iſt. 


Die durch die Verbeſſerung und Unterhaltung bezw. Vertheidigung 
der unter c. bis p. bezeichneten Vorfluthen ſowie der Binnenverwallungen 
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entſtehenden Koſten werden innerhalb des Verbandes von den Angehörigen 
des früheren Deichverbandes des Danziger Werders getragen. 


b. Der Marienburger Deichverband übernimmt den Ausbau und 
die Unterhaltung der im § 12 B. Ziffer 1 und 2 bezeichneten Deich⸗ 
anlagen, ſoweit nicht deren erſtmalige Herftellung gemäß § 1 des Geſetzes 
vom 20. Juni 1888 anderweitig erfolgt. 


Es bleibt vorbehalten, einen Staudeich auf der Linie Jungfer⸗ 
Bodenwinkel mit den erforderlichen Nebenanlagen neu zu erbauen. Die 
Baupläne für denſelben ſind von den zuſtändigen Reſſort⸗Miniſtern feſt⸗ 
zuſtellen. 

Bis zur Fertigſtellung dieſes Staudeiches, deſſen Neubau, Unter⸗ 
haltung und Vertheidigung der Marienburger Deichverband übernimmt, 
erfolgt der Ausbau, die Unterhaltung und Vertheidigung der beſtehenden 
Haffſchutz⸗Anlagen in folgender Weiſe: 

1. von den Deichgenoſſen des vormaligen Deichverbandes des Großen 

Marienburger Werders: - 

a. der rechtsſeitige Deich an der Elbinger Weichſel bis zum Anſchluß 
des Freiheitswalles an denſelben, ſoweit dieſer Deich zur Abwehr 

} des Haffſtaues erforderlich ift, 

b. der Freiheitswall, der linksſeitige Tiegewalle bis zur fiskaliſchen 
Brücke bei Tiegenhof, der rechtsſeitige Tiegewall von dort bis zum 
Müllerlandskanal, die ſüdlichen Dämme am Müllerlandskanal, 
am Stobbendorfer Bruch und am Haff bis Jungfer, 


c. die Abſchließungs⸗ und Schleuſenanlagen an der Mündung der 
Jungferſchen Laake; 

2. von den Deichgenoſſen in den Bezirken der vormaligen Deichver⸗ 
bände der alten Binnennehrung und des Mittelwerders: die bisher 
von denſelben unterhaltenen Schutzanlagen, namentlich die links⸗ 
ſeitigen Deiche an der Elbinger und Königsberger Weichſel, ſoweit 


dieſelben zur Abwehr des Haffſtaues nothwendig ſind; 

3. die ſämmtlichen übrigen Schutzanlagen gegen den Haffſtau von der 
Schleuſe bei Jungfer (Nr. 1 c.) bis zur Düne bei Bodenwinkel: 
von denjenigen betheiligten Verbänden und einzelnen Grund⸗ 
beſitzern, welche dieſe Anlagen bisher unterhalten haben. 


III 


I 


II. 


C. Der Elbinger Deichverband übernimmt: 
den Ausbau und die Unterhaltung folgender Deiche: 


a. des rechtsſeitigen Nogatdeiches vom Galgenberge bei Sandhof 
bis zur Mündung bei Neu⸗Terranova; 

b. der Staudeiche gegen das Haff bei Neu⸗Terranova, ſowie am 
Oſtholm ſüdlich von Dornbuſch; 

c. der Staudeiche auf beiden Seiten des Elbingfluffes; 

d. der Staudeiche auf beiden Seiten des Kraffohlkanals; 

e. der Staudeiche auf beiden Seiten der Fiſchau; 

f. der weſtlichen Staudeiche gegen den Drauſenſee; 

g. der linksſeitigen Staudeiche an der Sorge und zwar aufwärts 
bis zur Grenze des Deichverbandes; 

die Unterhaltung folgender Stauſchleuſen: 

der Stauſchleuſe in der Papaſe, 

der Stauſchleuſe im Neuen Graben, 

der Stauſchleuſe im Hohen Graben, 

der Stauſchleuſe in der Fiſchau bei Lahmehand, 

e. der Stauſchleuſe in der Wanſau. 

Der Deichverband iſt zur Beſeitigung dieſer Stauſchleuſen berechtigt, 


zoo» 


ſobald die Deiche oberhalb derſelben in der durch § 14 zu 3 vorgeſchriebenen 
Höhe und Stärke ausgebaut ſind. 


Das Fortbeſtehen der Schleuſen nach erfolgtem Ausbau der Deiche 


kann das Deichamt den Betheiligten geſtatten, wenn ſie die Verpflichtung 
zur Unterhaltung und etwaigen Erneuerung der Stauſchleuſen übernehmen. 


Die Verbeſſerung und Unterhaltung von folgenden größeren Vorfluthen 
und deren Deichen: 


des verlorenen Fließes von ſeinem Eintritt in den Deichverband und 


der Papaſe; 


der Baalau von ihrem Eintritt in den Deichververband und der 


Abdaune, 
der Höheſchen Thiene von ihrem Eintritt in den Deichverband 
(Mühlengraben), 


d. der Werderſchen Thiene, 
e. der breiten Thiene, 


der Elbinger Thiene, 
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g. der Schwansdorfer Thiene bis zu der planmäßig auszuführenden 
Abſchließung, 
des Rittergrabens, 
des Wallgrabens, 
der Klettendorfer Vorfluth, 
des Hohen Grabens in der Gemarkung Fiſchau, 
m. der kleinen Fiſchau von der Flurgrenze Pr. Königsdorf⸗Fiſchau abwärts 
und des neuen Grabens, 
n. der alten Nogat, 
o. der Bachlaune bezw. des an Stelle derſelben herzuſtellenden Vorfluth⸗ 
grabens, 
p. des Werderſchen Mühlengrabens, 
q. der Sommerauer Vorfluth, 
r. der Aſchbudenſchen Laake. 


IV. 1. Die Koſten des Ausbaues, der Unterhaltung und der Ver⸗ 
theidigung der Nogat⸗Strombedeichung vom Galgenberge bis Neu⸗Terranova 
— I. a. — ſowie die nach § 5 zu leiſtenden Beiträge zur Ausführung 
des Weichſel⸗Nogat⸗Regulirungsprojekts werden von allen Deichgenoſſen 
nach dem im § 20 feſtgeſetzten Beitragsfuße getragen. 

2. Die Koſten der Staudeiche — I. b. bis g. — und der Stau⸗ 
ſchleuſen unter II. d. und e. werden von den Deichgenoſſen des frühern Deich⸗ 
verbandes der rechtsſeitigen Nogat-Niederung ſowie von Neu⸗Terranova 
und den neu hinzutretenden Theilen von Baumgarth im Kreiſe Stuhm 
nach demſelben Beitragsfuße getragen. 

3. Die Koſten der Verbeſſerung und Unterhaltung der Anlagen zu 
II. a., b. und c. und zu III. werden nach Maßgabe eines beſonders auszu⸗ 
fertigenden und von dem Regierungs⸗Präſidenten zu beſtätigenden Vor- 
fluth⸗Kataſters von denjenigen Betheiligten, welche von dieſen Anlagen 
Vortheile haben, nach Verhältniß der Fläche aufgebracht. Für die Feſt⸗ 
ſtellung des Kataſters findet der 8 21 des Statuts entſprechende An⸗ 
wendung mit der Maßgabe, daß diejenigen Flächen, welche in die zu III. 
bezeichneten Vorfluthen nicht entwäſſern, jedoch unter dem Schutze der 
Vorfluthdeiche liegen, mit der Hälfte des Beitrages heranzuziehen find, 
Sand und Oedländereien ſind mit einem entſprechend niedrigeren Beitrage 
zu veranlagen. Der Schutz der Vorfluthdeiche gegen Hochwaſſer kann den 
betheiligten Ortſchaften von dem Deichamte übertragen werden. Gegen 
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einen derartigen Beſchluß ſteht den Betheiligten, von dem Tage der Be- 
kanntmachung ab gerechnet, binnen 4 Wochen die Beſchwerde an den Re- 
gierungs⸗Präſidenten zu Danzig offen, deſſen Entſcheidung endgültig iſt. 
8 14. 
Die im § 13 aufgeführten Deichanlagen ſind von den Deichverbänden 
in folgenden Abmeſſungen auszuführen und zu unterhalten: 
1. die Weichſeldeiche auf einen Waſſerſtand von 11 Metern des 
Dirſchauer Pegels, 
2. die Nogatdeiche auf einen Waſſerſtand von 10,50 Metern des Marien⸗ 
burger Pegels, beide mit einer Kronenbreite von 4,7 Meter, waſſer⸗ 
ſeitig einer dreifachen Böſchungsanlage und landſeitig einer zwei⸗ 
fachen Anlage, ſowie mit einer 5 m breiten und 3 m unter der 
Krone liegenden landſeitigen Anſchüttung, 
3. die Staudeiche je nach ihrer Lage auf 5 bis 6m Höhe über den 
Nullpunkt des Seepegels zu Neufahrwaſſer, einer Kronenbreite von 
1,6 bis 2,5 m und landſeitig mit einer zweifachen, waſſerſeitig mit 
einer zwei und einhalbfachen Böſchung. 
Die Ueberfälle in den Deichen erhalten einen entſprechend ſchwächeren Quer⸗ 
chnitt und geringere Höhe. 

Eine weitere Erhöhung und Verſtärkung der Deiche nach Vollendung 
des vorgeſchriebenen Ausbaues bleibt den Deichverbänden in den von der 
Aufſichtsbehörde zu genehmigenden Abmeſſungen vorbehalten. 


8 15. 

Die Verlegung der Deiche, die Verſchließung alter, die Anlage neuer 
die Verlegung bezw. Vergrößerung oder Einſchränkung vorhandener Aus⸗ 
fälle kann die Aufſichtsbehörde nach Anhörung des zuſtändigen Deichamts 
anordnen, wenn eine derartige Veränderung zur Sicherung der Niederung 
nothwendig iſt oder zur Erſparung unverhältnißmäßiger Koſten geboten 
erſcheint. ; 

Sind zur Unterhaltung des Deiches Uferdeckungen nothwendig, fo 
ſind dieſelben von den Sonderdeichverbänden auszuführen. An den Ver⸗ 
pflichtungen Dritter zur Ausführung von Uferbauten wird hierdurch Nichts 
geändert. 

$ 16. 

Das Eigenthum der beſtehenden Deiche und Vorfluthanlagen, deren 

Unterhaltung die neuen Deichverbäude übernehmen und deren Nutzung geht, 
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foweit fie den bisherigen Deichunterhaltungspflichtigen zugeſtanden haben, 
ebenſo wie alle Rechte, welche auf den Quellungs⸗ und Vorländereien den 
bisherigen Deichgenoſſenſchaften zuſtändig geweſen ſind, auf die neuen Deich⸗ 
verbände unentgeltlich über. / 

Für den alten Deichkörper ift an den bisherigen Befiger eine Ent- 
ſchädigung nicht zu zahlen. Privatrechte dritter Perſonen werden durch 
vorſtehende Beſtimmungen nicht berührt. 


8 17. 

Quellungswälle und Bruchkolkverwallungen unterhalten die Verbände, 
ſobald und ſolange dieſelben zur Sicherung der Deiche erforderlich ſind. 
Die Entſcheidung hierüber ſteht dem Deichamte auf Grund des vom Deich⸗ 
inſpektor abzugebenden Gutachtens und nach Anhörung der Betheiligten zu. 

Inſoweit in an derweitigem Intereſſe eine Unterhaltung dieſer Ver⸗ 
wallungen nothwendig iſt, haben die betheiligten Grundbeſitzer dieſelben 
zu bewirken. Die Zeit der Anſpannung und Ablaſſung beſtimmt das 
Deichamt. 


8 18. 

Die Anlegung und Unterhaltung der Binnenverwallungen, ſowie 
der natürlichen und künſtlichen Waſſergänge, Schöpfwerke und ſonſtigen 
Anſtalten zur Ent- und Bewäſſerung der Niederun gsländereien ift von 
denjenigen zu bewirken, welchen die Pflicht hierzu bisher oblag. 

Die Aufſicht über diefe Anlagen, mit Ausnahme der unter Ver- 
waltung des Staats ſtehenden öffentlichen Flüſſe und Kanäle liegt dem 
zuſtändigen Deichhauptmann ob. 

Diejenigen Grundſtücke, welche von beſtehenden oder neu einzu⸗ 
richtenden Ent⸗ und Bewäſſerungsanlagen gemeinſamen Nutzen haben, 
find nach Maßgabe der §§ 11 und 15 des Deichgeſetzes, ſoweit dies 
noch nicht geſchehen, zu Genoſſenſchaften zu vereinigen. Inſoweit in den 
erlaſſenen Statuten der bereits beſtehenden Deichgenoſſenſchaften auf die 
Statuten der aufgehobenen Deichverbände Bezug genommen iſt, treten an 
deren Stelle die Beſtimmungen dieſes Statuts. 

Diejenigen Ent⸗ und Bewäſſerungsverbände, Polder ꝛc., deren Ver⸗ 
hältniſſe noch nicht geregelt ſind, haben bis zur geſetzlichen Regelung ihrer 
Verhältniſſe zur Verwaltung ihrer Angelegenheiten einen Vorſtand zu 
wählen, deſſen Vorſitzender von dem Deichhauptmann ebenſo wie die Vor⸗ 

NN ſteher der Deich⸗ und Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaften zu betätigen und 
E WwW w, 2 
"BLĄGU Br 


— i 


mittelſt Handſchlages an Eidesſtatt zu verpflichten iſt. Dieſe Beamten 
ſtehen unter Oberaufſicht des zuſtändigen Deichhauptmanns, haben ſeinen 
Anordnungen pünktlich Folge zu leiſten und können hierzu, ſowie zur Er⸗ 
füllung ihrer Pflicht von dem Deichhauptmann durch Anwendung von 
Zwangsmaßregeln nach Maßgabe des $ 51 angehalten werden. 

8 19. 

Die Deichverbände haben zur Abführung des infolge eines Deich⸗ 
bruches in das Verbandsgebiet hineinfließenden Ueberſchwemmungswaſſers 
in den von ihnen zu unterhaltenden Deichen an den feſtſtehenden bezw. 
noch feſtzuſtellenden Punkten Ausfälle auf ihre Koſten zu werfen und 
demnächſt wieder zu ſchließen. Ingleicher Weiſe hat das Werfen und 
Schließen von Ausfällen in den Binnenverwallungen von den zur Unter⸗ 
haltung dieſer Wälle Verpflichteten zu geſchehen. Die hierauf bezüglichen 
Anordnungen ſind von dem zuſtändigen Deichhauptmann zu treffen. 

Die näheren Beſtimmungen über Werfen und Schließen der Ausfälle 
erläßt der Regierungs⸗Präſident im Wege der Polizei⸗Verordnung. 

8 20. 

Als Maßſtab für die Aufbringungen der Deichbeiträge gilt der 
Grundſteuer⸗Reinertrag und die Hälfte des Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerthes. 

Für die zur Grund⸗ und Gebäudeſteuer nicht veranlagten Grund- 
ſtücke ift der Reinertrag und Nutzungswerth nach den für die Grund- und 
Gebäudeſteuer⸗Veranlagung maßgebenden Grundſätzen beſonders zu er⸗ 
mitteln. Es finden jedoch folgende Beitrags⸗Ermäßigungen ſtatt: 

I. Im Danziger Deichverbande gilt als Beitragsmaßſtab: 
a. für den Stadtkreis Danzig — mit Ausnahme der im Gebiete 
des Danziger Werders belegenen Theile —: 
die Hälfte des Grundſteuer⸗Reinertrages — 50 Prozent — 
und ein zwanzigſtel des Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerthes — 5 
Prozent — 
b. für Schellmühl, Saspe, Bröſen, Oliva, Weichſelmünde, Rieſelfeld, 
Holm, Heubude, Strohdeich⸗Troyl, Krakau, Weſtlich Neufähr: 
die Hälfte des Grundſteuer-Reinertrags — 50 Prozent — 
und ein Viertel des Gebäudeſteuer-Nutzungswerthes — 
25 Prozent. —; 
II. Im Marienburger Deichverbande gilt als Beitragsmaßſtab 
für Altendorf, Stobbendorf, Haberhorſt, Neuendorf, Hinterthor, 
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Holm, Hornkampe, Grenzdorf A. und B. und ſämmtliche Kampen 
öſtlich der Königsberger Weichſel: 
die Hälfte des Grundſteuer⸗Reinertrages — 50 Prozent — und 
ein Viertel des Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerthes — 25 Prozent. 
Sobald der im § 13 unter B. vorbehaltene Staudeich auf der 
Linie Jungfer⸗Bodenwinkel einſchließlich der Schleuſenanlagen fertig 
geſtellt ift, gilt für den ganzen Umfang des Marienburger Deich⸗ 
verbandes der volle Grundſteuer⸗Reinertrag und die Hälfte des 
Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerthes als Beitragsmaßſtab. 


III. Im Elbinger Deichverbande gilt als Beitragsmaßſtab: 

für den Kreis Pr. Holland ſowie für die Ortſchaften Bartkamm, 

Böhmiſchgut, Eichwalde, Grunau (Höhe), Hansdorf, Kämmersdorf, 

Meislatein, Neuendorf, Plohnen, Preuſchmark, Serpien, Spittelhof, 

Wöcklitz im Landkreiſe Elbing und für den bisher keinem Deichver⸗ 

bande angehörenden Theil des ſogenannten Gemeindeguts der Neuſtadt 

im Stadtkreiſe Elbing: 

die Hälfte des Grundſteuer-Reinertrages — 50 Prozent — und 
ein Viertel des Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerthes — 25 Prozent — 

— ſiehe auch § 13 C. unter IV. 1. — 

Die ſchwimmenden und Rohrkampen im Drauſenſee und deſſen 
Zuflüſſen bleiben, ſolange fie nicht eingewallt werden, von jeder 
Beitragspflicht befreit. 

Außerdem bleiben die durch das Beitragskataſter des Deich⸗ 
verbandes der rechtsſeitigen Nogat⸗Niederung feſtgeſetzten Beitrags⸗ 
ermäßigungen — ſiehe $ 21 — im Elbinger Deichverbande 
beſtehen. 

8 21. 

Auf Grund der vorſtehenden Feſtſetzungen ſind von dem Regierungs⸗ 
Präſidenten Kataſter⸗Entwürfe auszufertigen, welche vorläufig und vorbe⸗ 
haltlich der ſpäteren Ausgleichung für die Einziehung der Deichbeiträge 
maßgebend ſind. 

Behufs endgültiger Feſtſtellung der Kataſter ſind dieſelben von dem 
Regierungs⸗Kommiſſarius den Deichämtern vollſtändig, den einzelnen Orts⸗ 
vorſtänden auszugsweiſe mitzutheilen und iſt zugleich im Amtsblatte eine 
vłerwóchentlihe Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher die Kataſter ¢ 
von den Betheiligten bei den Ortsvorſtänden und den Deichämtern 


eingefehen und Beſchwerde dagegen von ihnen und den Deichämtern bei 
dem Kommiſſarius angebracht werden kann. : 

Die eingehenden Beſchwerden find von dem Regierungs⸗Kommiſſarius 
unter Zuziehung der Beſchwerdeführer, eines Deichamtsvertreters und der 
erforderlichen Sachverſtändigen, welche von dem Regierungs⸗Präſidenten 
ernannt werden, zu unterſuchen. 

Mit dem Ergebniſſe der Unterſuchung werden die Betheiligten, die 
Beſchwerdeführer einerſeits und der Deichamtsvertreter andererſeits bekannt 
gemacht. Sind beide Theile mit den Ergebniſſen einverſtanden oder kommt 
eine ſachgemäße Einigung zu Stande, ſo hat es dabei ſein Bewenden 
und werden die Deichkataſter demgemäß berichtigt. 

Andernfalls werden die Akten dem Regierungs- Präſidenten zur 
Entſcheidung über die Beſchwerde eingereicht. 

Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdeführer. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der 
Entſcheidung iſt weitere Beſchwerde dagegen an den Miniſter für Land⸗ 
wirthſchaft, Domänen und Forſten zuläſſig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung der Deichkataſter ſind dieſelben von dem 
Regierungs - Präſidenten auszufertigen und den Deichämtern zuzuſtellen. 
Einer neuen Aufſtellung der Deichkataſter für den Umfang der bisherigen 
Deichverbände des Großen Marienburger Werders und der rechtsſeitigen 
Nogatniederung bedarf es nicht. 

$ 22. 

Die Deichämter haben alljährlih vor Beginn des neuen Rechnungs⸗ 
jahres die Fortſchreibung der Deichkataſter nach Maßgabe der Fortſchreibung 
der Grund- und Gebäudeſteuer-Kataſter mit Hülfe der Kataſterämter zu 
veranlaſſen und die Kataſter⸗Abſchriften mit dem Hauptkataſter in Ueber⸗ 
einſtimmung zu bringen. Zu dieſem Zweck haben die Ortsvorſtände 
alljährlich unaufgefordert die Kataſterabſchriften dem zuſtändigen Deichamte 
bis zum 20. März einzureichen. 


$ 23. 

Die Höhe der jährlich aufzubringenden Deichbeiträge richtet ſich nach 

dem Bedürfniß und wird durch einen vor Beginn des Rechnungsjahres von 
dem Deichamte aufzuſtellenden Haushalts ⸗Anſchlag feſtgeſtellt. Reichen die 
anſchlagsmäßigen Deichbeiträge zur Beſtreitung der Ausgaben nicht aus, ſo 
hat das Deichamt über die Ausſchreibung weiterer Deichbeiträge zu beſchließen. 
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§ 24, 
Die Arbeiten der Deichverbände werden in der Regel nicht durch 
Naturalleiſtung der Deichgenoſſen, ſondern unter Leitung der Deichbeamten 
für Geld ausgeführt. 


Können dieſe Arbeiten jedoch nach dem Ermeſſen der Deich verwaltung 
für Geld nicht mit der nothwendigen Schleunigkeit oder nur mit großen 
Koſten beſchafft werden, ſo iſt das Deichamt befugt, auch Naturalleiſtungen 
zu dieſen Arbeiten zu verlangen. 


§ 25. 
Die von dem Deichamte feſtgeſtellten Deichbeiträge werden von dem 
Deichhauptmann auf Grund des Deich⸗Kataſters unter Angabe der Zahlungs- 
tage durch öffentliche Bekanntmachung ausgeſchrieben. 


Die Ortsvorſteher bezw. Ortserheber ſind verpflichtet, die ausge⸗ 
ſchriebenen Deichbeiträge nach Maßgabe der ihnen zuzuſtellenden Kataſter⸗ 
abſchrift auf die Deichgenoſſen ihrer Ortſchaften zu vertheilen, rechtzeitig 
vor dem Zahlungstage einzuziehen und an dieſem Tage pünktlich an 
den Deichrentmeiſter abzuführen. Die Ortsvorſteher bezw. Ortserheber haben 
die nicht rechtzeitig an ſie abgeführten Deichbeiträge unverzüglich in einem 
Reſtverzeichniſſe zuſammenzuſtellen und dieſes Reſtverzeichniß dem Deich⸗ 
hauptmann zur Beitreibung der Rückſtände im Wege des Verwaltungs⸗ 
Zwangsverfahrens einzureichen. Sie können zur Erfüllung der ihnen durch 
dieſe Beſtimmung auferlegten Pflicht von dem Deichhauptmann durch 
Zwangsmaßregeln nach Maßgabe des § 51 angehalten werden. 


8 26. 

Zur Aushülfe bei Durchbrüchen der Hauptdeiche haben die Sonder⸗ 
Deichverbände einen Sicherheitsbeſtand anzuſammeln, welcher nach Vorſchrift 
des $ 39 des Vormundſchaftsgeſetzes vom 5. Juli 1875 zinslich zu 
belegen iſt. 

Die Höhe der zu dieſem Zwecke alljährlich zurückzulegenden Summe 
wird: 

A. für den Danziger Deichverband auf 10000 Mk., 

B. für den Marienburger Deichverband auf 20000 Mk., 

C. für den Elbinger Deichverband auf 10000 Mk. 
feſtgeſetzt. 


derſelbe 
A. für den Danziger Deichverband die Höhe von 500 000 ME, 
B. für den Marienburger Deichverband die Höhe von 1 500000 Mk., 
C. für den Elbinger Deichverband die Höhe von 500000 Mk. 


Die Zinſen fließen zu dem Sicherheitsbeſtande ſo lange, bis 


erreicht hat 


Alsdann find die jährlichen Rücklagen einzustellen und die Zinſen zu 


den laufenden Ausgaben zu verwenden. 


Das Deichamt kann eine Erhöhung dieſes Sicherheits⸗Beſtandes 


beſchließen, denſelben zu anderen außergewöhnlichen Ausgaben jedoch nur 
mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde verwenden, welcher auch die Be- 
fugniß zuſteht, in einzelnen Fällen von der jährlichen Rücklage ganz oder 
theilweiſe Abſtand zu nehmen! 


§ 27. 
Für ſämmtliche im Deichgebiet und im Vorlande belegenen Grund⸗ 


ſtücke gelten folgende Nutzungsbeſchränkungen: 


en eg 


N 


A. Im Binnenlande. 


Vor dem Fuße der Deichböſchungen muß ein Schutzſtreifen von einem 


Meter Breite liegen bleiben, welcher weder beackert noch bepflanzt, 


vielmehr nur zur Grasgewinnung oder zur Weide benutzt werden 
darf. 


. Steins, Sand⸗, Torf- und Erdgruben, Teiche, Brunnen und ähnliche 


Vertiefungen dürfen innerhalb 75 m vom inneren Fuße des Deiches 
nicht angelegt werden. Wird innerhalb dieſer Entfernung die Anlage 
eines Grabens nothwendig, ſo darf derſelbe nicht tiefer als 1 m fein. 


.Neue Gebäude dürfen nur in einer Entfernung von 20 m vom 


Fuße des Deiches, wie derſelbe nach $ 1 ausgebaut werden ſoll 
aufgeführt werden. Wird bei einem ſchon nahe am Deiche ſtehenden 
Gebäude ein Bau nothwendig, welcher einem Neu- oder Umbau gleich 
zu achten ift, jo ſoll das Gebäude ebenfalls auf 20 m vom Deichfuße 
zurückgelegt werden. 


Bäume dürfen auf dem Deichkörper weder gepflanzt noch geduldet 


werden. 


. Binnenverwallungen, Quellungswälle, Vorfluthen und Zuggräben 


dürfen ohne Genehmigung des Deichhauptmanns weder angelegt noch 
verändert werden. 
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Die Eigenthümer der an die Waſſergänge grenzenden Grundſtücke müſſen 
bei der Räumung den Grabenauswurf auf ihre Grundſtücke aufnehmen 
und denſelben ſpäteſtens 4 Wochen nach der Räumung, wenn letztere 
aber vor der Ernte erfolgt, ſpäteſtens 4 Wochen nach der Ernte 
bis auf 3 Meter Entfernung vom Graben fortſchaffen und einebnen. 
An jedem Borde der unter Schau geſtellten Waſſergänge muß ein 
Schutzſtreifen von 0,6 m unbeadert und mit Weidevieh verſchont 
bleiben. 


Innerhalb 1m von jedem ſolcher Grabenborde dürfen Bäume, Hecken 


und Sträucher nicht gepflanzt, auch Zäune nicht geſetzt werden. Die 
zur Zeit beſtehenden müſſen, ſoweit ſie nicht unſchädlich ſind, in einer 
von dem Deichhauptmann zu beſtimmenden Friſt entfernt werden. 


B. Im Vorlande. 


Jeder Vorlandsbeſitzer muß ſich in einer Entfernung von 50 m 
vom Stromufer und ebenſo weit vom Deichfuße das Aufſetzen und 
Lagern der Bauſtoffe des Deichverbandes, ſowie die Fortſchaffung 
derſelben, wenn geeignete, dem Verbande gehörige Lagerſtellen nicht 
vorhanden ſind, gefallen laſſen; auch darf das Vorland 12 m vom 
Deichfuße entfernt nicht geackert, oder von der Raſendecke entblößt 
werden. 

Bäume, Sträucher, Hecken, ſowie Anlagen jeder Art ſind im Vorlande 
nicht zu dulden, ſofern ſie nach dem Ermeſſen der zuſtändigen 
Strompolizeibehörde dem Abfluß des Waſſers und dem Eisgange 
hinderlich ſind. 

Ausnahmen von den in dieſem § unter A gegebenen Vorſchriften 
können in ganz beſonderen Fällen vom Deichamte mit Genehmigung 
des Regierungs⸗Präſidenden geſtattet werden. 

$ 28. 
Behörden und Beamte des Deichverbandes ſind: 
das Deichamt, 
der Deichhauptmann, 
der Deichinſpektor, 
der Deichrentmeiſter, 
der Deich⸗Sekretair, 
die Deichgeſchworenen, 


die Deichaufſeher und Buhnenmeiſter, 
die Wachbüdner und 
der Deichbote. 
§ 29. 
Das Deichamt beſteht aus: 
a. dem Deichhauptmann oder deſſen Stellvertreter als Vorſitzendem 
b. dem Deichinſpektor und 
c. den Deichbezirks⸗Vertretern. 
Die Zahl der Bezirks⸗Vertreter wird für 
A. den Danziger Deichverband auf 7, 
B. den Marienburger Deichverband auf 11, 
C. den Elbinger Deichverband auf 10 
feſtgeſetzt. Für jeden Bezirksvertreter iſt ein Stellvertreter zu wählen. 
$ 30. 
Zur Wahl der Bezirks⸗Vertreter, welche im Marienburger Deich⸗ 
verbande zugleich das Amt der Deichgeſchworenen bekleiden, und ihrer 
Stellvertreter werden folgende Wahlbezirke gebildet: 


A. Im Danziger Deichverbande. 
1. Wahlbezirk. 

Dirſchau, Stangenberg, Lunau, Groß und Klein Czattkau, Güttland, 
Kriefkohl, Stüblau, Gerdin, Liebſchau, Rokittken, Liebenhof, Spangau, Klein 
Schlanz, Damerau, Meſtin, Wieſenau, Mahlin, Kohling, Hohenſtein, 
Mühlbanz, Schönwarling, Roſenberg, Langenau und die Niederungs⸗ 
grundſtücke des Königlichen Domänen⸗Fiskus bei Rathſtube, Subkau und 
Mühlbanz. 

2. Wahlbezirk. 

Oſterwick, Gemlitz, Woſſitz, Zugdam, Herrengrebin, Prauſt, Ruſſoſchin, 
Gr. Suckczyn, Zipplau, das Bodenbruch, das Trutenauer Herrenland und 
der Grebiner Wald und Langfelde. 

3. Wahlbezirk. 

Letzkau, Kaeſemark, Gr. Zünder, Trutenau, Grebinerfeld, Mönchengrebin 

Gemeinde und Gut, Roſtau, die Woyanower Viertel und Giſchkau. 
4. Wahlbezirk. 

Bohnſack, Bohnſackerweide, Wordel, Nehrunger Forſt, Kronenhof, 
Schnakenburg, Schiewenhorſt, Einlage, Schmerblock, Schönrohr, Kl. Zünder, 
Herzberg, Schoenau, Sperlingsdorf, Landau. 


AK, 
5. Wahlbezirk. 

Breitfelde, Weſſelinken, Reichenberg, Vorwerk und Dorf Quadendorf, 

Neunhuben, Hochzeit, Scharfenberg, Gottswalde und Wotzlaff. 
6. Wahlbezirk. 

Gr. und Kl. Plehnendorf, Neuendorf, Gr. und Kl. Walddorf, Sand⸗ 
weg, Ohra, Guteherberge, Kemnade, Nobel, Müggenhall, Krampitz, Scharfen⸗ 
ort, Naſſenhuben, St. Albrecht, Alt⸗Schottland und Stadtgebiet. 

7. Wahlbezirk. 

Stadtkreis Danzig — mit Ausnahme der dem 6. Wahlbezirk zuge⸗ 
theilten Gebiete — Schellmühl, Saspe, Bröſen, Oliva, Weichſelmünde, Rieſel⸗ 
feld, Holm, Heubude, Strohdeich-Troyl, Krakau, Weſtlich Neufähr. 

B. Im Marienburger Deichverbande. 
1. Wahlbezirk. — Das Montauer Deichrevier. — 

Forſtgutsbezirk Pelplin, Klein Montau, Groß Montau, Biefterfelde, 
Renkau, Gnojau, Kunzendorf, Altweichſel, Lieſſau Klein Lichtenau, Königliche 
Eiſenbahn⸗Verwaltung. 

2. Wahlbezirk. — Das Lichtenauer Deichrevier. — 

Gr. Lichtenau, Damerau, Barendt, Palſchau, Pordenau, Parſchau, 
Trampenau. 

3. Wahlbezirk. — Das Neuteicher Deichrevier. — 

Stadt Neuteich, Neuteichsdorf, Neuteicher⸗Hinterfeld, Mierau, Bröste, 
Prangenau, Neukirch, Schönhorſt. 

4. Wahlbezirk. — Das Baarenhöfer Deichrevier. — 

Schöneberg, Schönſee, Neunhuben, Ladekopp, Tiege, Neumünſterberg 
Mierauerwalde, Vierzehnhuben, Baarenhof. Bärwalde, Fürſtenwerder, 
Königliche Kanalbau⸗Verwaltung. 

5. Wahlbezirk. — Das Scharpauſche Deichrevier. — 

Jankendorf, Klein Brunau, Gr. Brunau, Vogtei, Altebabke, Beiers⸗ 
horft, Neuteicherwalde, Schwentenkampe, Küchwerder, Scharpau, Suſewald, 
Rehwalde, Kalteherberge, Lakenwalde, Tiegenort, Tiegenhagen, Tiegerweide, 
Reimerswalde, Platenhof, Orloff, Orlofferfelde, Siebenhuben, Pietzkendorf. 

6. Wahlbezirk. — Das Nehrunger Deichrevier. — 

Schönbaum, Schönbaumerweide mit Danziger Haupt, Letzkauerweide, 
Nickelswalde, Prinzlaff, Freienhuben, Paſewark mit Faulelaake, Paſewarker⸗ 
huben und Neuewelt, Gutsbezirk Nehrunger Forſt, Zieſewald, Junter- 
troylhof, Junkertroyl, Steegnerwerder, Glabitſch, Junkeracker. 


7. Wahlbezirk. — Das Schönauer Deichrevier. — 

Wernersdorf, Schönau, Mielenz, Altmünſterberg, Stadtfelde, Damm⸗ 
felde, Vogelſang, Vorſtadt Kalthof von Marienburg, Schloß Kalthof, Heu⸗ 
buden, Siemonsdorf, Altenau, Trappenfelde. 

8. Wahlbezirk. — Das Leſewitzer Deichrevier. — 

Warnau, Tralau, Leske, Diebau, Brodſack, Eichwalde, Irrgang, 
Tragheim, Kaminke, Blumſtein, Herrenhagen, . Klein Leſewitz, 
Groß Leſewitz, Tannſee. 

9. Wahlbezirk — Das Elbinger Deichrevier. — 

Halbſtadt, Lindenau, Niedau, Marienau, Rückenau, Fürſtenau, Klein 
Mausdorf, Groß Mausdorf, Lupushorſt, Krebsfelde, Horſterbuſch, Wiedau. 

10. Wahlbezirk. — Das Tiegenhöfer Deichrevier. — 

Stadt Tiegenhof, Petershagen, Petershagerfeld, Pletzendorf, Rein⸗ 
land, Neuſtädterwald, Hegewald, Goldberg, Fürſtenauerweide, Walldorf 
Roſenort, Blumenort, Lakendorf, Jungfer, Keitelau, Neulanghorſt, Klein 
Mausdorferweide, Altendorf, Neuendorf, Haberhorſt, Hinterthor, Stobben⸗ 
dorf, Holm, Hornkampe, Königliche Domänen⸗Verwaltung Grenzdorf A. 

11. Wahlbezirk. — Das Haffrevier. — 

Steegen, Gemeinde und Gut Stutthof, Neukrügerskampe, Groſchken⸗ 

tampe, Haus- und Laſchkenkampe, Fiſcherbabke, Poppau, Grenzdorf B. 


C. Im Elbinger Deichverbande. 


1. Wahlbezirk. 

Jonasdorf, Katznaſe, Klettendorf, Königsdorf, Lecklau, Liebenthal, 
Parwark, Pruppendorf, Sandhof, Schönwieſe, Birkenfelde, Gr. Heringshöft, 
Kl. Heringshöft, Laaſe, Loſendorf, Mahlau, Schroop, Teſſensdorf. 

2. Wahlbezirk. 

Altfelde, Fiſchau, Fiſchauerfelde, Grunau, Pr. Königsdorf, Kykoit, 

Notzendorf, Rothebude, Schlablau, Sommerau, Sparau. 
3. Wahlbezirk. 

Klackendorf, Reichfelde, Pr. Roſengarth, Stalle, Thiergarth, Thier⸗ 
garthsfelde, Thörigthof, Güldenfelde, Jordanken, Kommerau, Adl. Neudorf, 
Poſilge. 

4. Wahlbezirk. 

Auguſtwalde, Campenau, Cronsneſt, Sorgenort, Spitzendorf, Stob⸗ 

bendorf, Baumgarth, Gr. Brodsende, Kl. Brodsende, Lichtfelde. 
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5. Wahlbezirk. 


Alt⸗Roſengarth, Baalau, Eſchenhorſt, Hohenwalde, Kuckuck, Markus: 


hof, Reichhorſt, Roſenort, Schwansdorf, Thiensdorf, Wengeln, Wengelwalde. 
6. Wahlbezirk. 
Aſchbuden, Kerbshorſt, Möskenberg, Moosbruch, Oberkerbswalde, 
Roßgarten, Streckfuß, Torfbruch, Unterkerbswalde. 
7. Wahlbezirk. 
Amalienhof, Fichthorſt, Friedrichsberg, Hoppenau, Neuhof, Neukirch 
Niederung, Nogathau, Schlammſack, Schwarzdamm, Wanſau, Gr. Wickerau, 


Kl. Wickerau. 
8. Wahlbezirk. 


Ellerwald J. Trift, Ellerwald II. Trift, Ellerwald III. Trift, Eller⸗ 

wald IV. Trift, Ellerwald V. Trift, Kraffohlsdorf, Zeyer. 
9. Wahlbezirk. 

Stadt Elbing, Alt⸗Terranova, Bollwerk, Fiſcherskampe, Herrenpfeil, 

Lärchwalde, Neu⸗Terranova, Groß Röbern. 
10. Wahlbezirk. 

Bartkamm, Böhmiſchgut, Eichwalde, Grunau (Höhe), Hansdorf, 
Kämmersdorf, Meislatein, Neuendorf, Plohnen, Preuſchmark, Serpien, 
Spittelhof, Wöcklitz, Althof, Blumenau, Neu Campenau, Croſſen, Drauſenau, 
Drauſenhof, Hirſchfeldt, Hohendorf, Kleppe, Langenreihe, Marienfelde, 
Neugut, Stümswalde, Gr. Tippeln, Klein Tippeln, Weeskendorf, Weesken⸗ 
hof, Wieje, Gut und Gemeinde Alt⸗Dollſtädt, Gut und Gemeinde Neu- 
Dollſtädt, Heiligenwalde, Kühlborn, Powunden, Neu-Powunden. 

Eine Abänderung der Wahlbezirke nach Maßgabe der Beitragswerthe 
wird nach Anhörung des Deichamts und des Regierungs-Präſidenten dem 
Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten vorbehalten. 

$ 31. 

Jeder Wahlbezirk wählt einen Bezirks⸗Vertreter und einen Stell- 
vertreter auf ſechs Jahre. Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Bezirks⸗ 
vertreter und Stellvertreter aus und wird durch Neuwahl erſetzt. Die das 
erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Aus⸗ 
ſcheidenden können wiedergewählt, zur Annahme der Wahl aber nicht ge⸗ 
zwungen werden. 

Wird das Amt eines Bezirksvertreters oder Stellvertreters durch Tod, 
Aufhören der Wählbarkeit oder andere Fälle dauernd erledigt, ſo findet 
für die Dauer der Wahlperiode des Ausgeſchiedenen eine Erſatzwahl ſtatt. 


8 32. 

Wählbar zu dem Amte eines Bezirks- Vertreters bezw. Stellver⸗ 
treters derſelben iſt jeder nach § 33 ſtimmberechtigte großjährige Deich⸗ 
genoſſe, welcher ſich im Vollbeſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befindet und 
nicht Unterbeamter des Verbandes iſt. Die Vertreter der betheiligten 
fiskaliſchen und ſtädtiſchen Behörden ſind ebenfalls wählbar. Mit dem 
Aufhören der Wählbarkeit verliert die Wahl ihre Gültigkeit. 

Vater und Sohn, ſowie Brüder dürfen nicht zugleich Mitglieder 
des Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewählt, ſo 
wird der ältere allein zugelaſſen. Die Wahl wird von dem Deichhaupt⸗ 
mann oder einem von ihm ernannten Wahlvorſteher geleitet. 

8 33 

Bei der Wahl der Bezirksvertreter und deren Stellvertreter wird 
das Stimmrecht nach Verhältniß der Beitragspflicht zu den Deichlaſten 
ausgeübt, dergeſtalt, daß jeder Beſitzer eines Grundſtücks, welches mit 
300 Mk. Reinertrag bezw. Nutzungswerth beitragspflichtig iſt, das Recht 
hat, eine Stimme abzugeben, wenn der Beſitzer mit ſeinen Deichbeiträgen 
nicht im Rückſtande iſt und ſich im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
befindet. Beſitzer größerer Grundſtücke haben nach Maßgabe der vor⸗ 
ſtehenden Feſtſetzungen eine der Größe und der Beitragspflicht ihrer deich⸗ 
pflichtigen Grundſtücke entſprechende Zahl Stimmen abzugeben, wogegen 
die Beſitzer ſolcher Grundſtücke, welche zur Abgabe einer Stimme nicht be⸗ 
rechtigen, ſich ortſchaftsweiſe durch einen bevollmächtigten Deichgenoſſen bei 
den Wahlen vertreten laſſen können. Der Bevollmächtigte hat in dieſem 
Falle das Stimmrecht nach Verhältniß der Geſammtgröße der Beitrags- 
pflicht der von ihm vertretenen Grundſtücke auszuüben. 

In jeder Ortſchaft macht nur das innerhalb der Feldmark belegene 
Beſitzthum ſtimmberechtigt. 

Der Deichhauptmann iſt berechtigt, die Mitwirkung der Gemeinde⸗ 
vorſteher bei den Wahlen in Anſpruch zu nehmen. 

§ 34. 

Die Zuſammenberufung des Deichamtes erfolgt, fo oft ein Be- 
dürfniß hierzu vorliegt, durch den Vorſitzenden. Das Deichamt muß 
jedoch zuſammenberufen werden, ſobald es von dem vierten Theile ſeiner 
Mitglieder verlangt wird. 

Die Art und Weiſe der Einladung zu den Sitzungen des Deich⸗ 


amtes wird von demſelben ein für alle Mal feſtgeſtellt. Die Einladung 
geſchieht unter Angabe der zu verhandelnden Gegenſtände und muß, mit 
Ausnahme dringender Fälle, mindeſtens ſieben Tage vor der Sitzung in den 
Händen der Deich amtsmitglieder fein. Ob die vorliegenden Gegenſtände 
dringend ſind, unterliegt allein der Beurtheilung des Deichhauptmanns 

§ 35. 

Das Deichamt ift nur beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte 
ſeiner Mitglieder zugegen iſt. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn 
das Deichamt zum zweiten Male zur Verhandlung über denſelben Gegen⸗ 
ſtand zuſammenberufen iſt und die Mitglieder dennoch nicht in genügender 
Anzahl erſchienen ſind. Bei der zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe 
Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. 

§ 36. 

Das Deichamt faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit ſeiner 
Mitglieder, welche gleiches Stimmrecht haben. Bei Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

§ 37. 

An den Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Deichverbandes 
darf derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Vortheile mit denen des Ver⸗ 
bandes im Widerſpruch ſtehen. Kommt wegen dieſer Ausſchließung ſelbſt 
mit Hülfe der Stellvertreter eine beſchlußfähige Verſammlung nicht 
zu Stande ſo hat der Deichhauptmann oder wenn dieſer aus dem 
vorgedachten Grunde betheiligt iſt, der Regierungs-Präſident für die 
Wahrung der Gerechtſame des Deichverbandes zu ſorgen und nöthigenfalls 
einen beſonderen Vertreter für denſelben zu ſtellen. 

§ 38. 

Ueber die Beſchlüſſe des Deichamtes ift eine Verhandlung auf- 
zunehmen, welche die Namen der dabei anweſend geweſenen Mitglieder 
enthalten muß. Die Verhandlung wird von dem Vorſitzenden und mindeſtens 
3 Mitgliedern unterzeichnet. Die Stelle der letzteren kann der Deich⸗ 
Sekretair oder ein von dem Deichamte gewählter, in einer Deichamts⸗ 
ſitzung eidesſtattlich verpflichteter Schriftführer vertreten. 

8 39. 

Das Deichamt hat über alle Angelegenheiten des Deichverbandes zu 

beſchließen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich den Deichbeamten überwieſen 


find. 
verband verpflichtend. 


eo ase 


Die von dem Deichamte gefaßten Beſchlüſſe find für den Deich⸗ 


Die Mitglieder des Deichamtes ſind an keinerlei Aufträge und 


Anweiſungen ihrer Wähler und Wahlbezirke gebunden. Das Deichamt 
beaufſichtigt die Verwaltung. Dasſelbe ift berechtigt, fih von der Mus- 
führung ſeiner Beſchlüſſe und der beſtimmungsmäßigen Verwendung der 
Einnahme des Verbandes Ueberzeugung zu verſchaffen. Es kann zu dieſem 
Zwecke die Verhandlungen über Deichangelegenheiten einſehen und hierzu 
Ausſchüſſe aus ſeiner Mitte ernennen. 


§ 40. 

Zu den beſonderen Obliegenheiten des Deichamtes gehören: 
Feſtſtellung der zur Erfüllung der Pflichten des Verbandes noth⸗ 
wendigen Bauten und Anlagen, ſowie der Bauanſchläge und der 
zur Ausführung derſelben erforderlichen Ausgaben, 

Berichtigungen des Deichkataſters, 

Erlaß und Stundung der Deichkaſſenbeiträge, 

Vertheilung der Naturalleiſtungen, 

Erlaß von Beſtimmungen über das Beziehen der Wachen bei Eis, 
gängen und Hochwaſſer, insbeſondere über die Stärke der Mannſchaften, 
die Ortſchaften, von welchen dieſelben zu geſtellen ſind, ſowie über 
die an jeder Wachbude für den Fall der Gefahr bereitzuhaltenden 
Eiswachgeräthſchaften zc., 

Vergütigung für die zu Deichzwecken abgetretenen Grundſtücke und 
entnommenen Bauſtoffe, 

Benutzung der Grundſtücke und des ſonſtigen Vermögens des Deid- 
verbandes, 

Verträge und Vergleiche, welche Gegenſtände von 200 Mk. und 
mehr betreffen, 

Feſtſtellung des jährlichen Voranſchlages für die Einnahmen und 
Ausgaben der Deichkaſſe und Abnahme der vom Deichrentmeiſter 
zu legenden Jahresrechnung, 

Wahl folgender Beamten: 

1. des Deichhauptmannes und feines Stellvertreters, 

2. des Deichinſpektors, 
3. des Deichrentmeiſters, 


4. des Deichſekretairs, 
5. der Deichgeſchworenen. 

Bei der Wahl des Deichhauptmanns, feines Stellvertreters und des 

Deichinſpektors find die Beſtimmungen der § 41, 44 und 45 zu 

berückſichtigen. 

J. Feſtſtellung der dieſen Beamten, ſowie den vom Deichhauptmann 
zu ernennenden Unterbeamten des Verbandes zu gewährenden 
Beſoldungen, Entſchädigungen, Ruhegehälter, Reiſekoſten und Tage⸗ 
gelder und etwaigen außerordentlichen Beihülfen. 

$ 41. 

Zu den Sitzungen des Deichamtes find mit gleichem Stimmrecht, wie 
die Deichamtsmitglieder, die Stellvertreter hinzuziehen, wenn es ſich um 

a. die Wahl des Deichhauptmanns und des Deichinſpektors, 

b. Erwerbung und Veräußerung von Grundſtücken, 

c. Aufnahme von Anleihen, 

d. Abänderungen des Statuts und 

e. Aufſtellung eines Planes zum Ausbau der Deiche nach § 14 dieſes 
Abſchnitts 

handelt. 

An der Wahl des Deichhauptmanns nimmt jedoch der Deichinſpektor 

nicht Theil. 
$ 42. 

Zur Theilnahme an den Frühjahrs- und Herbſtdeichſchauen hat das 
Deichamt alljährlich einen Ausſchuß aus der Zahl der Bezirksvertreter zu 
wählen. 

Es iſt jedoch auch jedem anderen Mitgliede des Deichamtes geſtattet, 
den Schauen beizuwohnen. 

$ 43. 

Die Bezirksvertreter haben das Recht und die Pflicht, auch 
außerhalb der Sitzungen des Deichamtes die Angelegenheiten des Deich— 
verbandes, ſowie die Unterbeamten zu überwachen und die Wünſche der 
Deichgenoſſen ihres Bezirks dem Deichhauptmann oder dem Deichamt 
vorzutragen. 

$ 44. 

An der Spitze der Deichverwaltung ſteht der Deichhauptmann. 

Er wird nach Vorſchrift des $ 41 unter Leitung eines von dem 


Regierungs⸗Präſidenten ernannnten Wahlvorſtehers auf 12 Jahre gewählt 
und iſt nach Ablauf ſeiner Amtszeit wieder wählbar. 
Zum Deichhauptmann können auch Perſonen gewählt werden, 
welche nicht Deichgenoſſen ſind. 


§ 45. 

Zur Vertretung des Deichhauptmanns unter Leitung des letzteren 
wird von den Bezirksvertretern aus ihrer Mitte ein Stellvertreter auf 
die Dauer von 3 Jahren gewählt, welcher die Geſchäftsführung über⸗ 
nimmt, wenn der Deichhauptmann auf längere Zeit behindert ift. Der 
Stellvertreter iſt nach Ablauf ſeiner Amtszeit ebenfalls wieder wählbar. 

Sein Amt als ſtellvertretender Deichhauptmann erliſcht, ſobald er 
aus dem Deichamte ausſcheidet. Im Elbinger Deichverbande kann für 
kürzere Zeit und zwar für die Dauer von 3 Tagen der Deichſekretär 
den Deichhauptmann in Behinderungsfällen vertreten. Es bedarf jedoch 
hierzu für die Perſon des Deichſekretärs der Genehmigung des Regierungs⸗ 
Präſidenten. 

$ 46. 

Der Deichhauptmann und ſein Stellvertreter werden von dem 
Regierungs⸗Präſidenten beſtätigt und von einem Beauftragten deſſelben in 
öffentlicher Sitzung des Deichamtes vereidigt. 

Wird die Beſtätigung der Wahl verſagt, ſo ſchreitet das Deichamt zur 
neuen Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt oder die Wahl ver⸗ 
weigert, ſo ſteht dem Regierungs⸗Präſidenten die Ernennung auf höchſtens 
ein Jahr zu. 

8 47. 

Der Deichhauptmann verpflichtet die Mitglieder des Deichamtes, 
ſowie die nach $ 40 ad k. 2 bis 5 zu wählenden Deichbeamten in 
gewöhnlicher Sitzung des Deichamtes mittelſt Handſchlages an Eidesſtatt 

Die Unterbeamten ſind von dem Deichhauptmann nach ſeinem Er⸗ 
meſſen in Eid und Pflicht zu nehmen. 


8 48. 
Als Verwaltungsbehörde des Deichverbandes hat der Deichhaupt⸗ 
mann folgende Obliegenheiten: 
a. bei den Verſammlungen des Deichamtes die Verhandlungen zu 
leiten, die Sitzungen zu eröffnen und zu ſchließen und die Ordnung 
in denſelben zu handhaben; 


g. 
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die Geſetze und die Verordnungen der vorgeſetzten Behörden zur 
Ausführung zu bringen; 
die Beſchlüſſe des Deichamtes vorzubereiten und auszuführen. 

Der Deichhauptmann hat die Ausführung ſolcher Beſchlüſſe 
des Deichamtes, die er für geſetzwidrig oder für das Gemeinwohl 
nachtheilig erachtet, zu beanſtanden und die Entſcheidung des Regierungs⸗ 
Präſidenten einzuholen. Geſtatten es die Umſtände, ſo iſt zuvor in 
der nächſten Sitzung des Deichamtes nochmals eine Verſtändigung zu 
verſuchen; 
die Grundſtücke und Einkünfte des Verbandes zu verwalten und 
die auf dem Voranſchlage oder beſonderen Deichamtsbeſchlüſſen 
beruhenden Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen; 
das Rechnungs⸗ und Kaſſenweſen zu überwachen und die Kaſſe 
unter Zuziehung der zu dieſem Zwecke vom Deichamte gewählten 
zwei Mitglieder zu prüfen; 
den Deichverband in Streitſachen, ſowie überhaupt nach außen zu 
vertreten, im Namen deſſelben mit Behörden und Perſonen zu ver⸗ 
handeln, den Schriftwechſel zu führen und die Urkunden des Verbandes 
in der Urſchrift zu vollziehen. 

Die Ausfertigung der Urkunden werden Namens des Verbandes 
von dem Deichhauptmann oder ſeinem Stellvertreter gültig 
unterzeichnet, indeß iſt zu Verträgen und Vergleichen über Gegen⸗ 
ſtände von zweihundert Mark und mehr der genehmigende Beſchluß 
oder Vollmacht des Deichamtes beizubringen. Verträge oder 
Vergleiche unter zweihundert Mark ſchließt der Deichhauptmann 
allein rechtsverbindlich ab und hat nur die Verhandlungen nachträglich 
dem Deichamte zur Kenntnißnahme vorzulegen; 
die Urkunden und Verhandlungen des Verbandes aufzubewahren; 
die Deichkaſſenbeiträge und Naturalleiſtungen nach dem Deichkataſter 
und den Beſchlüſſen des Deichamtes auszuſchreiben und die Bei- 
treibung aller Beiträge und Strafgelder von den Säumigen im 
Wege des Verwaltungs-Zwangsverfahrens zu bewirken, wobei 
der Deichhauptmann die Hülfe der Ortspolizeibehörden in Anſpruch 
nehmen kann, welche ſeinem Erſuchen Folge zu leiſten haben; 
die Deichbeamten zu beaufſichtigen, von den Arbeiten des Deich—⸗ 
Inſpektors Kenntniß zu nehmen, die Deich- und Grabenſchauen 
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nach Verabredung mit dem Deich-Inſpektor auszuſchreiben und die 

Deichſchauen mit dem dazu gewählten Ausſchuſſe abzuhalten. 

Ueber den Befund bei den Deichſchauen iſt eine Verhandlung auf⸗ 
zunehmen; 

k. nach dem Jahresſchluß dem Deich-Amte einen Jahresbericht über 
die Ergebniſſe der Verwaltung vorzulegen; 

J. die ihm vom Deichrentmeiſter vorzulegenden Haushaltungsanſchläge, 
ſowie die Jahres⸗Rechnungen zu prüfen und mit ſeinen Bemerkungen 
dem Deichamte zur Feſtſtellung vorzulegen; 

m. den Haushaltungsanſchlag vor der Feſtſtellung und die Jahres⸗ 
rechnung nach der Feſtſtellung 14 Tage lang im Geſchäftszimmer 
des Deichamtes zur Einſicht der Deichgenoſſen offen zu legen; 

u. die Zahlungs-Anweiſungen auf die Deichkaſſe zu vollziehen; 

o. die Berichtigungen des Deichkataſters unter Beifügung des hierüber 
vom Deichamte gefaßten Beſchluſſes oder der Verfügung der Auf- 
ſichtsbehörde in beglaubigter Abſchrift zu veranlaſſen. 

§ 49. 

Gegen die Unterbeamten kann der Deichhauptmann Ordnungsſtrafen 
bis zur Höhe von neun Mark verfügen, ſowie ihnen die Ausübung der 
Amtsverrichtungen vorläufig unterſagen. Beſchwerden gegen derartige Ver⸗ 
fügungen des Deichhauptmanns ſind nur binnen 2 Wochen an den Regierungs⸗ 
Präſidenten ſtatthaft. 

§ 50. 

Der Deichhauptmann handhabt die örtliche Deich- und Waſſerpolizei 
ſowie die Wegepolizei auf den Deich⸗Anlagen mit Ausnahme der Chauffeen 
und hat in den ſeiner Verwaltung anheimfallenden Angelegenheiten das 
Recht der vorläufigen Straffeſtſetzung nach Maßgabe des Geſetzes vom 
23. April 1883 (G⸗S S. 65). 

$ 51. 

Der Deichhauptmann kann in Ausübung der ihm durch diefes Statut 
beigelegten Befugniſſe die von ihm getroffenen Anordnungen, ſowie die 
Beſchlüſſe des Deichamtes durch Anwendung derjenigen Zwangsmaßregeln 
durchſetzen, welche nach Vorſchrift des § 132 des Geſetzes über die allge⸗ 
meine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 der Ortspolizeibehörde zu⸗ 
ſtehen. 

Die Verfügung kann des Widerſpruchs ungeachtet zur Ausführung 
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gebracht werden, wenn dieſelbe nach dem Ermeſſen des Deichhauptmanns 
ohne Nachtheil für den Verband oder dritter Perſonen nicht ausgeſetzt 
bleiben kann. 

§ 52. 

Die von dem Deichhauptmann endgültig feſtgeſetzten Polizeiſtrafen 
ſowie die im Zwangswege feſtgeſetzten Geldſtrafen und die Ordnungs⸗ 
Strafgelder fließen in die Deichkaſſe. 

§ 53. 

Der Deich⸗Inſpektor, welcher die Befähigung eines Königlichen Re- 
gierungs⸗Baumeiſters haben muß, und deffen Wahl und Beſtätigung 
unter denſelben Bedingungen erfolgt, wie diejenige des Deichhauptmanns, 
leitet die techniſche Verwaltung des Deichverbandes. Demſelben iſt bei 
größeren Arbeiten die erforderliche Hülfe zu gewähren. 

$ 54. 

Der Deich-Inſpektor hat insbeſondere folgende Obliegenheiten: 

a. die Anſchläge für Unterhaltung und Herſtellung der Verbands-Anlagen 
aufzuſtellen und dem Deichhauptmann zur Einholung der Genehmigung 
des Deichsamtes einzureichen, 

b. die Unterhaltung der Verbandsanlagen zu beaufſichtigen und dafür 
zu ſorgen, daß dieſelben ſich ſtets in einem ihrem Zwecke entſprechenden 
wehrfähigen Zuſtande befindn, 

c. den Deichſchauen beizuwohnen, 

d. die Entſcheidung des Regierungs-Präſidenten einzuholen, falls von 
dem Deichamte die Genehmigung zur Ausführung von Arbeiten verſagt 
wird, welche nach feiner Meinung ohne Gefährdung des Deichver- 
bandes oder einzelner Gebietstheile deſſelben nicht aufgeſchoben werden 
können, 

e. die Ausführung der vom Deichamte beſchloſſenen oder von der 
Aufſichtsbehörde angeordneten Arbeiten zu veranlaſſen, zu leiten und 
abzunehmen, ſowie die Rechnungen aufzuſtellen und mit ſeiner Unter⸗ 
ſchrift zu vollziehen, 

. die Erhaltung und Ergänzung ſowie Berichtigung der vorhandenen 
Karten zu veranlaſſen und ein Verzeichniß derſelben anzulegen und 
fortzuführen, 

g. die Aufträge des Deichamtes, des Deichhauptmannes und der Aufſichts⸗ 
behörden auszuführen und etwa erforderliche, auf die Verbands- 
anlagen bezügliche Gutachten abzugeben, 


h. dem Deichhauptmann Nachricht zu geben, wenn er das Beziehen der 
Eis⸗ oder Waſſerwachen für nothwendig erachtet, 

i beim Aufziehen der Eis⸗ und Waſſerwachen das Hauptquartier zu 
beziehen oder an den von ihn für, nothwendig gehaltenen Stellen 
mit Zuſtimmung des Deichhauptmannes ſeinen Aufenthalt zu nehmen 
und die erforderlichen Schutz- und Sicherheitsmaßregeln anzuordnen 
und zu leiten, wobei die Deichgeſchworenen, Unterbeamten, Wach⸗ 
und Hilfsmannſchaften verpflichtet ſind, ſeinen Anordnungen unbedingt 
Folge zu leiſten, 

k. in dringenden Fällen, wenn unvorhergeſehene Umſtände Arbeiten noth- 
wendig machen, deren Ausführung ohne Schädigung des Verbandes 
nicht aufgeſchoben werden kann, die Arbeiten unter ſeiner Verant⸗ 
wortlichkeit anzuordnen. Es müſſen aber die getroffenen An⸗ 
ordnungen und die Gründe, welche die unverzügliche Anordnung 
nothwendig gemacht haben, gleichzeitig dem Deichhauptmann angezeigt 
und, wenn Letzterer ſich nicht einverſtanden erklären ſollte, die 
Entſcheidung des Regierungs- Präſidenten angerufen werden. Dem 
Deichamte iſt in der nächſten Verſammlung hiervon gleichfalls Anzeige 
zu machen. 

§ 55. 

Der Deichrentmeiſter verwaltet die Deichkaſſe und führt das Deich⸗ 
kataſter. Derſelbe iſt verpflichtet, den Beſtand der Kaſſe ſorgfältig und 
ſicher aufzubewahren und haftet für alle durch ſein Verſchulden entſtandenen 
Verluſte mit ſeinem Vermögen. Er hat als Bürgſchaft hierfür eine Geld⸗ 
ſumme in Baar oder ſicheren Werthpapieren zu hinterlegen, deren Höhe 
vom Deichamte feſtgeſtellt wird. 

§ 56. 
Der Deichrentmeiſter hat insbeſondere 

a. die jährliche Fortſchreibung des Deichkataſters durch das Kataſteramt 
zu veranlaſſen, 

b. den Haushalts⸗Anſchlag unter Berückſichtigung der Anweiſungen des 
Deichhauptmanns zu entwerfen und dem Letzteren den Entwurf vor⸗ 
zulegen, 

c. die Einnahme der Deichkaſſe einzuziehen, die Reſtliſten aufzuſtellen 

und dem Deichhauptmann einzureichen, 

. die Zahlungen aus der Deichkaſſe nach den Anweiſungen des Haus- 
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halts⸗Anſchlages und des Deichhauptmanns zu bewirken, mit deffen 

Genehmigung er ſich bei Auszahlung von Geldern durch die Deichge⸗ 

ſchworenen vertreten laſſen kann, 

e. die jährliche Deichkaſſenrechnung zu legen, 
f. das Deichkataſter nach den Verfügungen des Deichhauptmanns zu 
berichtigen. 
Das Amt des Deichrentmeiſters kann mit dem Amt des Deichſekretairs ver⸗ 
bunden werden. Hierzu iſt die Genehmigung des Regierungs⸗Präſidenten 
in jedem einzelnen Falle einzuholen. 
8 57. 

Der Deich⸗Sekretair hat bei den Deichſchauen und Verſammlungen 
des Deichamtes die Verhandlung aufzunehmen und im Allgemeinen die 
ſchriftlichen Arbeiten zu erledigen. 

Werden ihm auch die größeren Arbeiten, welche mit der Geſchäfts⸗ 
führung des Deichamtes verbunden ſind, übertragen, ſo iſt ihm die er⸗ 
forderliche Hülfe Seitens des Deichamts zu gewähren. 

§ 58. 

Der Deichhauptmann theilt nach Anhörung des Deichamtes den 
Deichverband in mehrere Aufſichtsbezirke. Für jeden Aufſichtsbezirk wählt 
das Deichamt aus der Zahl der Deichgenoſſen einen Deichgeſchworenen und 
einen Stellvertreter auf die Dauer von 6 Jahren. Die das Deichamt 
bildenden Bezirksvertreter und Stellvertreter derſelben ſind ebenfalls wählbar. 

8 59. 

Die Deichgeſchworenen find verpflichtet, den Anordnungen des Deich⸗ 
hauptmanns und Deichinſpektors Folge zu leiſten und dieſelben, namentlich 
in den örtlichen Geſchäften des Bezirks zu unterſtützen. Sie haben im 
gewöhnlichen Laufe der Verwaltung eine Mitaufſicht über den Zuſtand der 
Deiche und die ſonſtigen Anlagen des Deichverbandes zu führen, von dem 
Zuſtand derſelben fortwährend Kenntniß zu nehmen, den Deichſchauen in 
ihrem Bezirke beizuwohnen und etwaige Mängel, ſowie auch Beſchwerden 
und Anträge der Deichgenoſſen ihres Bezirks dem Deichhauptmann anzu⸗ 
zeigen. 

Hinſichtlich der Entwäſſerung und Bewäſſerung haben fie darauf 
zu halten, daß die zu dieſem Zweck beſtehenden Anlagen ſtets von den 
Verpflichteten in ordnungsmäßigem Zuſtande erhalten und Unregelmäßig⸗ 
keiten bei Handhabung der Ent- und Bewäſſerung ſofort beſeitigt oder zur 
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Kenntniß des Deichhauptmanns gebracht werden. Der Deichhauptmann 
und der Deichinſpector können die Deichgeſchworenen innerhalb ihres Be⸗ 
zirks in allen Deich⸗Ent⸗ und Bewäſſerungsſachen mit Führung und Auf⸗ 
nahme einfacher Unterſuchungen und Verhandlungen bei vorkommenden 
Bauten, mit Beaufſichtigung der Unterbeamten und Arbeiter, mit der Ab⸗ 
nahme der zu liefernden Bauſtoffe, ſowie mit Ablohnung der Arbeiter auf 
der Bauſtelle beauftragen. 


Bei Eis⸗ und Waſſerwachen ſind die Deichgeſchworenen in ihren 
Bezirken Vorgeſetzte der Wachmannſchaften. Sie haben die Wachbuden 
ihres Bezirks zu beaufſichtigen, das Vorhandenſein der erforderlichen Eis⸗ 
wachgeräthſchaften zu prüfen, Anordnungen zu treffen, bei ſchadhaften Stellen 
die Arbeiten zu leiten und von außergewöhnlichen Ereigniſſen, welche auf 
die Eis⸗ und Waſſerverhältniſſe Bezug haben, dem Deichhauptmann und 
dem Deichinſpektor ſofort Bericht zu erſtatten. Sie haben ferner darauf 
zu halten, daß die Anordnungen des Deichhauptmanns und Deichinſpektors 
genau und unverzüglich befolgt und ausgeführt werden. Im Falle der 
Noth haben ſie nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht, Hülfsmann⸗ 
ſchaften herbeizurufen, wenn die Mannſchaften ihres Bezirks voraus⸗ 
ſichtlich nicht im Stande ſind, die drohende Gefahr ohne Beiſtand abzu⸗ 
wenden. 

$ 60. 
gu den Unterbeamten des Deichverbandes find zu zählen: 
a. die Deichaufſeher und Buhnenmeiſter, 
b. die Wachbüdner, 
c. der Deichbote. 

Die Zahl der Unterbeamten beſtimmt das Deichamt, welches auch 
die denſelben zu gewährenden Beſoldungen, ſowie die Anſtellungsbedingungen 
feſtſetzt. Die Wahl und Anſtellung der Unterbeamten erfolgt durch den 
Deichhauptmann nach Anhörung des Deichamtes. 


$ 61. 

Die Deihauffeher und Buhnenmeiſter, welche gleichzeitig Wach⸗ 
büdner ſind, haben außer den Obliegenheiten dieſer Beamten hauptſächlich 
den Deichinſpektor und die Deichgeſchworenen bei Ausführung der Deich⸗ 
arbeiten zu unterſtützen, die Arbeiten in ihrem Bezirke zu beaufſichtigen 
und insbeſondere darauf zu ſehen, daß die Arbeiten gut und den An- 
ſchlägen entſprechend ausgeführt werden. Zu dieſem Amte ſind nur ſolche 
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Perſonen zu berufen, von deren hinreichender Kenntniß der bei den Deich⸗ 
und Uferbauten vorkommenden Arbeiten der Deichinſpektor ſich überzeugt 
hat. Sie müſſen ſoweit vorgebildet ſein, daß ſie in der Lage ſind, eine 
verſtändliche ſchriftliche Anzeige zu erſtatten, kleine Verhandlungen aufzu⸗ 
nehmen und die Lohnliſten zu führen. 

8 62. 

Für jede Wachbude, in welcher nicht Deichaufſeher oder Buhnenmeiſter 
ihren Wohnſitz haben, iſt ein Wachbüdner einzuſetzen, der die Aufgabe hat, 
die ihm zugetheilte Deichſtrecke zu beaufſichtigen und etwaige Beſchädi⸗ 
gungen des Deiches oder verbotene Nutzungen desſelben zur Anzeige des 
Deichhauptmanns zu bringen. Er hat auch die in und bei der Wachbude 
lagernden Eiswach-Geräthſchaften zu bewachen, ſoweit thunlich ſtets unter 
Verſchluß zu halten und iſt mit ſeinem Vermögen dafür verantwortlich, 
wenn er ſich über den Verbleib abhanden gekommener Gegenſtände nicht 
ausweiſen kann. 

§ 63. 

Der Deichbote hat lediglich den Aufträgen und Anweiſungen des 
Deichhauptmanns Folge zu leiſten. Er iſt Vollziehungsbeamter und muß 
in Ausübung der ihm übertragenen dienſtlichen Verrichtungen ein Dienſt⸗ 
abzeichen anlegen. 

8 64. 

Auf das Wahlverfahren, ſowie hinſichtlich der Verpflichtung zur 
Annahme unbeſoldeter Aemter in der Verwaltung und Vertretung des 
Deichverbandes finden die $$ 8 und 23 der Kreisordnung ſinngemäße 
Anwendung mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Kreistages und 
Kreis⸗Ausſchuſſes das Deichamt tritt. 

Gegen einen derartigen Beſchluß des Deichamts ſteht dem dadurch 
Betroffenen die Beſchwerde an den Regierungs⸗Präſidenten zu. Auf die 
Stellvertretung bei den Bezirksvertreter⸗Wahlen finden die Beſtimmungen 
des § 97 der Kreisordnung entſprechende Anwendung. 

Wahlen, welche durch das Deichamt zu vollziehen ſind, können — 
abgeſehen von der Wahl des Deichhauptmanns und ſeines Stellvertreters, 
des Deichinſpektors, des Deichrentmeiſters und des Deich⸗Sekretairs — wenn 
kein Widerſpruch erfolgt, durch allgemeine Zuſtimmung erfolgen. 

§ 65. 
Wer eine unbeſoldete Stelle in der Verwaltung des Deichverbandes 


bekleidet, hat Anſpruch auf Erſatz der baaren Auslagen, welche Ausübung 
ihm in ſeiner dienſtlichen Verrichtungen erwachſen. Die Höhe der zu ge⸗ 
währenden Entſchädigung beſtimmt das Deichamt. 
§ 66. : 

Für die Deichvertheidigung bei Eisgang und Waſſersgefahr find 
im Danziger und Elbinger Deichverbande die Vorſchriften der 
allgemeinen Beſtimmungen für Deichſtatute vom 14. November 1853 
maßgebend. Eine Ergänzung dieſer Vorſchriften durch Polizeiverordnung 
bleibt vorbehalten. 

Im Marienburger Deichverbande iſt die Deichvertheidigung bei 
Eisgang und Waſſersgefahr von den Deichgenoſſen nach dem durch das 
Deichkataſter feſtgeſtellten Maßſtabe durch Naturalleiſtungen zu bewirken. 
Was jede Ortſchaft an Eiswach-Materialien, Geräthſchaften, Geſpannen 
und Mannſchaften zu liefern beziehungsweiſe zu geſtellen hat, wird 
durch eine vom Deichamte anzufertigende Nachweiſung beſtimmt. Die 
Gemeinde⸗Vorſtände haben für die Aufbringung dieſer Naturalleiſtungen 
durch die Deichgenoſſen ihrer Ortſchaften und deren Geſtellung bei den 
Wehrſtellen am Deich Sorge zu tragen. Eine Entſchädigung wird für 
diefe Leiſtungen nicht gewährt. Die Materialien und Geräthſchaften ver- 
bleiben im Eigenthum der betreffenden Ortſchaften. Die im Deichintereſſe 
verbrauchten Materialien werden von der Deichverwaltung vergütet. 

Einer jeden Ortſchaft des Deichverbandes wird von dem Deidhaiiit> 
eine bei der Eis- und Waſſerwache zu beaufſichtigende Deichſtrecke angewieſen. 
Die Deichbeamten haben jedoch die Befugniß, von der gewöhnlichen Eintheilun 
mit Rückſicht auf etwa eintretende beſondere Verhältniſſe abzuweichen. 

Die Deichgenoſſen der einzelnen Ortſchaften haben für ihr Unter⸗ 
kommen, ſowie für dasjenige der Eis⸗ und Waſſerwache an der ihnen zur 
Vertheidigung überwieſenen Deichſtrecke auf eigene Koſten zu ſorgen und 
zu dieſem Zwecke dort die erforderlichen Wachbuden mit Nebenanlagen zu 
errichten und zu unterhalten. 

Das Beziehen der Eis- und Waſſerwache ordnet der Deichhauptmann 
an, ſobald der Deichinſpektor ſolches für erforderlich erachtet, beſtimmt auch 
die Stärke der Wachmannſchaft und die Zahl der beſpannten Wagen. 
In außerordentlichen Fällen iſt der Revier-Deichgeſchworene befugt, die 
Wachmannſchaften innerhalb ſeines Reviers ſofort an den Deich zu rufen 
muß dies aber gleichzeitig dem Deichhauptmann und dem Deichinſpektor melden. 
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Abſchnitt III. 
Uebergangs⸗ und gemeinſame Beſtimmungen. 


§ 67. 
Bis zur Fertigſtellung der im § 1 des Geſetzes vom 20. Juni 
1888 unter a. c. und d. bezeichneten Regulirungswerke gelten folgende 
Beſtimmungen: 


A. Im Danziger Deichverbande: 


Die Beſitzer der dem bisherigen Deichverbande der Neuen Binnen- 
nehrung angehörigen Grundſtücke haben den zum Schutze derſelben 
dienenden Deich auf dem rechten Ufer der Danziger Weichſel unter der 
Leitung eines von dem Regierungs⸗Präſidenten zu ernennenden Damm⸗ 
verwalters in der bisherigen Weiſe zu unterhalten und zu vertheidigen, 
ſind dagegen auch von Beiträgen zu den Unterhaltungskoſten der übrigen 
Deiche des Verbandes befreit. 


B. Im Marienburger Deichverbande: 


Die Grundbeſitzer in den früheren Deichverbänden des Großen 
Marienburger Werders, der alten Binnen-Nehrung und des Mittelwerders 
fowie auf den bedeichten Poldern und Kampen an der Elbinger Weichſel 
und am Haff haben die gegenwärtigen Strom- und Stau⸗-Deichanlagen, 
ſowie die ſonſtigen Schutzwerke in dem Umfange zu unterhalten und zu 
vertheidigen, wie dies bisher geſchehen iſt. 


3 68. 
Etwaige Schuld- und ſonſtige Verbindlichkeiten der bisherigen Deich⸗ 
verbände gehen auf die betreffenden neuen Sonderdeichverbände über 
(vergl. $ 11). Insbeſondere haben letztere auch die Verzinſung und Tilgung 
der aus Anlaß der Ueberſchwemmungen der Jahre 1886 und 1888 ſtaats⸗ 
ſeitig gewährten Vorſchüſſe nach näherer Beſtimmung der Staatsbehörde zu 
bewirken. 
Innerhalb der neuen Sonderdeichverbände ſind jedoch die zur Verzinſung 
und Tilgung ihrer Schuldverpflichtungen erforderlichen Beiträge nur von 
den bisher Verpflichteten aufzubringen. 


Bf 


een. 


7 


$ 69. 
Abänderungen dieſes Statuts können nur mit landesherrlicher Ge- 
nehmigung erfolgen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 20. Juni 1889. 


(L. 8.) gez. Wilhelm R. 


ggz. von Maybach. Frhr. Lucius von Ballhausen. von Scholz. 
Herrfurth. von Schelling. 


Zu der Einleitung des Statuts. 


Allgemeine Beſtimmungen für künftig zu erlaſſende Deichſtatute 


vom 14. November 1853. 
G.⸗S. 1853 S. 935. 


Anmerkung: Die durch das Statut unverändert gebliebenen Beſtimmungen ſind durch 
den Druck hervorgehoben. 
BET; 

Der Deichverband bildet eine Korporation. Der Gerichtsſtand deffelben 

wird im Deichſtatut beſtimmt. (Siehe $$ 2 und 11 des Statuts.) 
§ 2. 

Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Deichſtrecken, Haupt- 
gräben, Schleuſen, Brücken ꝛc. und über die ſonſtigen Grundſtücke des Ver⸗ 
bandes iſt ein Lagerbuch vom Deichhauptmann zu führen und vom Deich⸗ 
amte feſtzuſtellen. Die darin vorkommenden Veränderungen werden dem 
Deichamte bei der jährlichen Rechnungsabuahme zur Erklärung vorgelegt. 

§ 3. 

Die Höhe des gewöhnlichen jährlichen Deichkaſſenbeitrages zur Unter- 
haltung der Verbandsanlagen wird im Deichſtatut feſtgeſetzt. 

Wenn die Erfüllung der Sozietätszwecke einen größeren Aufwand 
erfordert, ſo muß dieſer Mehrbetrag als außerordentlicher Beitrag ausge⸗ 
ſchrieben und von den Deichgenoſſen aufgebracht werden. Namentlich gilt 
dies auch für die Koſten der erſten normalmäßigen Herſtellung der Sozie⸗ 
tätsanlagen; bis zur Tilgung dieſer Koſten iſt in der Regel jährlich 
mindeſtens der vierfache Betrag der gewöhnlichen Deichkaſſenbeiträge 
einzuziehen. (Siehe § 23 des Statuts.) 

8 4. 

Wenn die gewöhnlichen Deichkaſſenbeiträge, nachdem daraus für die 

Sozietätszwecke beſtimmungsmäßig geſorgt worden, Ueberſchüſſe ergeben, 
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fo folen bieje zu einem Reſervefonds, deffen Höhe das Deichſtatut beſtimmt, 
geſammelt und mit guter Sicherheit zinsbar belegt werden. Der Reſerve⸗ 
fonds darf nicht zu den laufenden und gewöhnlichen Ausgaben des Ver⸗ 
bandes, ſondern allein für folgende Zwecke verwandt werden: 

a) für die Herſtellung der durch Eisgang oder Hochwaſſer zerſtörten 
oder ungewöhnlich beſchädigten Deiche, ſoweit die Herſtellungs⸗ 
koſten aus den gewöhnlichen Einnahmen nicht beſtritten werden 
können; 

b) für den Neubau der vorhandenen Auslaßſchleuſen; 

e) für Ausführung von Meliorationsanlagen. (Siehe § 26 des 
Statuts.) 

8 5. 

Die gewöhnlichen Deichkaſſenbeiträge ſind zu ermäßigen, wenn ſie 
nach vollſtändiger Bildung des Reſervefonds Ueberſchüſſe über das jährliche 
Bedürfniß des Verbandes ergeben. (Siehe § 23 des Statuts.) 

§ 6. 

Die Deichgenoſſen ſind bei Vermeidung der adminiſtrativen Exekution 
gehalten, die gewöhnlichen Deichkaſſenbeiträge in halbjährigen Terminen, am 
2. Januar und 1. Juli jeden Jahres, unerinnert zur Deichkaſſe abzuführen. 
Ebenſo müſſen die außerordentlichen Beiträge in den durch das Ausſchreiben 
des Deichhauptmanns beſtimmten Terminen abgeführt werden. Siehe 
§ 25 des Statuts.) 

$. 7. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Deichkaſſenbeiträge ruht, 
gleich der ſonſtigen Deichpflicht, als Reallaſt unablöslich auf den Grund⸗ 
ſtücken; ſie iſt den öffentlichen Laſten gleich zu achten und hat in Colliſious⸗ 
fällen vor deuſelben den Vorzug. 

Die Erfüllung der Deichpflicht kann von dem Deichhauptmann in 
eben der Art, wie dies bei den öffentlichen Laſten zuläſſig iſt, durch Exe⸗ 
kution erzwungen werden. 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Püchter, Nutznießer oder 
andere Beſitzer des verpflichteten Grundſtücks, vorbehaltlich ihres Regreſſes 
an den eigentlich Verpflichteten. 

Bei Beſitzveränderungen kann ſich die Deichverwaltung auch an den 
im Deichkataſter genannten Eigenthümer jo lange halten, bis ihr die Be⸗ 
ſitzveränderung zur Berichtigung des Deichkataſters angezeigt und jo nach⸗ 
gewieſen ift, daß auf Grund dieſer Nachweiſe die Berichtigung erfolgen kaun. 
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Bei vorkommenden Parzellirungen müſſen die Deichlaſten auf die 
Treunſtücke verhältnißmäßig repartirt werden. Auch die kleinſte Parzelle 
zahlt mindeſtens Einen Pfennig jährlich. 


$ 8. > 
Eine Berichtigung des Deichkataſters kann, abgeſehen von dem Falle 
der Parzellirung und Beſitzveränderung, zu jeder Zeit gefordert werden: 


a) wenn erhebliche, fünf Prozent überſteigende Fehler in der der 
Aufſtellung des Deichkataſters zum Grunde gelegten Vermeſſung 
nachgewieſen werden; 

b) wenn die Zwecke der Deichverwaltung eine Verlegung des Deiches 
nothwendig machen, wodurch bisher eingedeichte Grundſtücke künftig 
außerhalb der Verwallung, oder außerhalb der Verwallung ge⸗ 
legene Grundſtücke innerhalb der Verwallung zu liegen kommen; 

c) wenn eingedeichte Grundſtücke dem Deichverbande als Eigenthum 
abgetreten werden; 


d) wenn in Folge von Durchbrüchen eingedeichte Grundſtücke dergeſtalt 
ausgetieft oder verſandet ſind, daß ſich deren bisherige Ertrags⸗ 
fähigkeit um mehr als die Hälfte verringert hat und die Wieder⸗ 
herſtellung in den früheren Zuſtaud unverhältnißmäßige Koſten 
veranlaſſen würde. 

Ueber die Anträge auf Berichtigung des Deichkataſters aus den 

vorgedachten Gründen entſcheidet das Deichamt. 


§ 9, 

Wegen angeblicher Irrthümer im Deichkataſter und wegen Ver⸗ 
änderung in der Kulturart oder im Ertragswerthe der Grundſtücke kaun 
außer den im § 8 gedachten Fällen eine Berichtigung des Deichkataſters 
im Laufe der gewöhnlichen Verwaltung nicht gefordert, ſondern nur von 
der Landespolizei⸗Behörde bei erheblichen Veränderungen der Grundſtücke 
nach dem Autrage oder nach vorher eingeholtem Gutachten des Deich⸗ 
amtes angeordnet werden. 

Nach Ablauf eines zehnjährigen Zeitraumes kann auf Antrag des 
Deichamtes eine allgemeine Reviſion des Deichkataſters von der Regierung 
angeordnet werden; dabei iſt zu verfahren, wie bei der erſten Aufſtellung 
des Kataſters. 


Erlaß und Stundung von Deichkaſſenbeiträgen. 


$ 10. 

Ueber die Anträge auf Erlaß und Stundung von Deichkaſſen⸗ 

beiträgen entſcheidet das Deichamt. (Vergl. § 40 c des Statuts.) 
$ 11. 

Für Grundſtücke, welche in Folge eines Deichbruches ausgetieft 
oder verſandet worden, kann der Beſitzer die Stundung aller nach dem 
Durchbruch fällig werdenden Deichkaſſenbeitrüge von den beſchädigten 
Flächen bis dahin fordern, daß über ſeinen Antrag, die Deichrolle nach 
$ 8 abzuündern, ſchließlich eutſchieden fein wird. Wird dieſem Antrage 
Folge gegeben, jo find die rückſtändigen Beiträge nur nach der berichtigten 
Veranlagung zu berechnen und einzuziehen; auch darf die Einzahlung 
des geſtundeten Rückſtandes nur in vier halbjährigen Terminen exekutiviſch 
beigetrieben werden. 

§ 12. 

Iſt der Antrag auf Abänderung des Deichkataſters von dem 
beſchädigten Grundbeſitzer nicht angebracht, aufgegeben oder ſchließlich 
zurückgewieſen worden, jo faun der Beſchädigte einen ein- bis fünfjährigen 
Erlaß der gewöhnlichen Deichkaſſen⸗Beiträge von den beſchädigten Flächen 
und eine gleichzeitige Stundung der außerordeutlichen Beiträge von den- 
ſelben fordern, wenn die Vorkehrungen zur Herſtellung der Ertrags⸗ 
fähigkeit des ausgetieften oder verſandeten Grundſtücks durch Ausfüllung 
der Vertiefungen, Abkarren oder Unterpflügen des Sandes (Rajolen) 
einen Koſtenaufwand erfordern, welcher dem Werthe des ungefähren cin- 
bis fünfjährigen Reinertrages des Grundſtücks nach dem Ermeſſen des 
Deichamtes gleichkommt. Die Einzahlung der geſtundeten Beiträge darf 
nach Ablauf dieſer Friſt nur in vier halbjährigen Terminen exekutiviſch 
beigetrieben werden. 


Natural - Hülfsleiſtungen. 
(Vergleiche $ 66 des Statuts.) 
§ 13. 
Sobald der Eisgang nahe bevorſteht, oder das Waſſer an den 
Fuß des Deiches tritt, müſſen die Dämme des Verbandes, ſo lange der 
Waſſerſtand nicht unter dieſes Maß gefallen ift, durch Wachmannſchaften 
unausgeſetzt bewacht werden. Die erforderlichen Wächter können vom 
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Deichhauptmann gegen Tagelohn angenommen und aus der Deichkaſſe 
bezahlt, oder aus den betheiligten Ortſchaften requirirt werden. 
§ 14. 

Wenn die den Deichen durch Eisgang oder Hochwaſſer drohende 
Gefahr fo dringend wird, daß nach dem Ermeſſen des Deichhauptmanns 
die gewöhnliche Bewachung durch eine geringere Zahl gedungener Wächter 
nicht mehr ausreicht, ſo ſind die Mitglieder des Deichverbandes verbunden, 
nach Anweifung des Deichhauptmauns die zur Bewachung und Schützung 
der Deiche erforderlichen Mannſchaften, Fuhrwerke und reitenden Boten 
zu geſtellen und die zum Schutze dienenden Materialien herbeizuſchaffen. 

Der Deichhauptmann iſt im Falle der Noth befugt, die erforderlichen 
Materialien überall, wo fih ſolche finden, zu nehmen und dieje müſſen 
— mit Vorbehalt der Ausgleichung unter den Verpflichteten und der 
Erſtattung des Schadens, wobei jedoch der außerordentliche Werth nicht 
in Anrechnung kommt — von den Beſitzern verabfolgt werden. 

§ 15. 

Jedem Orte iſt die Deichſtrecke, welche er bewachen und vertheidigen 
muß, im Voraus zu beſtimmen und durch Steine oder Pfähle abzugrenzen, 
unbeſchadet des Rechts der Deichbeamten, die Maunſchaften nach anderen 
gefährdeten Punkten zu beordern. 

Der Deichhauptmann kann einen Theil der Deichvertheidigungs⸗ 
Materialien ſchon vor Beginn des Eisgangs oder Hochwaſſers auf die 
Deiche ſchaffen laſſen. 

$ 16. 

Bretter, Faſchinen und Pfähle werden aus der Deichkaſſe bezahlt; 
die übrigen Materialien (Dj, Stroh) und die Dienſte werden ſoweit 
als möglich auf die Deichgenoſſen ausgeſchrieben nach ungefährem Ver⸗ 
hältuiß der Deichkaſſeubeiträge der einzelnen Ortſchaften. 

Die Materialien werden Eigenthum des Deichverbandes. 

Im Nothfalle muß auf Verlangen des Deichhauptmanns der Dienſt 
von allen männlichen Einwohnern der bedrohten Gegend, ſoweit ſolche 
arbeitsfähig ſind, perſönlich und unentgeltlich geleiſtet werden. Die 
betreffenden Polizeibehörden ſind nach § 25 des Deichgeſetzes vom 
28. Jannar 1848 verpflichtet, auf Antrag des Deichhanptmauns kräftig 
dafür zu ſorgen, daß deſſen Anordnungen ſchleunigſt Folge geleiſtet werde. 

Schwüchliche oder kränkliche Perſonen, Weiber und Kinder unter 


ſechszehn Jahren dürfen zum Wachdienſte nicht aufgeboten oder abgeſendet 
werden. 

Jeder Deichwächter muß ſich mit einem Spaten und einem Beile 
ſelbſt verſehen. Die ſonſt erforderlichen Geräthſchaften an Karren, Aexten, 
Laternen u. ſ. w. müſſen, ſoweit ſie nicht in den Magazinen des Ver⸗ 
bandes vorhanden find, von den Gemeinden und den Gutsbeſitzern, deren 
Güter einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, mitgegeben werden. 

§ 17. 

Die aufgebotenen Manuſchaften haben bis zu ihrer Entlaſſung die 
Anordnungen der Deichbeamten und ihrer Stellvertreter genau zu befolgen. 
Unfolgſamkeit und Fahrläſſigkeit oder Widerſetzlichkeit der Wächter und 
Arbeiter wird — inſofern nach den allgemeinen Geſetzen nicht härtere 
Strafen verwirkt ſind — durch Geldſtrafen von fünf Silbergroſchen bis 
zu drei Thalern oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe geahndet. 

Der Verſuch, ſich dem Dienſte durch Nichtbefolgung des Aufgebots 
oder eigeumächtiges Verlaſſen der Wachpoſten zu entziehen, wird durch 
eine Geldſtrafe von fünf Thalern oder verhültuißmäßige Gefängnißſtrafe 
geahndet. 

Für gar nicht oder unvollſtändig gelieferte Materialien und nicht 
geleiſtete Fuhren oder nicht geſtellte reitende Boten ſind von dem 
Schuldigen folgende Geldſtrafen zur Deichkaſſe zu entrichten: 


1) für ein Fuder Miſe >: > 5 Thlr. — Sgr. 

2) für ein Bund Stroh. -- -- ---— „ 6 „ 

M für eine Fuhre Bo „ dy 
A) für einen reitenden Boten 3 — 


A für unvollſtändig oder ſchlecht gelieferte Materialien = i, 
und 2. die Hälfte der oben beſtimmten Strafen. 
Außerdem iſt der Säumige zur Nachlieferung, event. zum Erſatze 
der Koſten der für ſeine Rechnung anzuſchaffenden Materialien verpflichtet. 


Beſchräkungen des Eigenthumsrechts an den Grundſtücken. 


$ 18. 

Die ſchon beſtehenden Deiche, deren Unterhaltung der Deichverband 
übernimmt, gehen in deſſen Eigenthum und Nutzung über; das Deichamt 
kann indeß die Grasnutzung den angrenzenden Grundbeſitzern überlaſſen, 
wenn dieſelben angemeſſene Leiſtungen wegen Unterhaltung und Beſchützung 


49 


der Doſſirungen und wegen unentgeltlicher Hergabe von Erde zu Reparaturen 
übernehmen. (Siehe § 16 des Statuts.) 

Hecken, Bäume und Sträucher ſind auf den Deichen nicht zu dulden. 
(Siehe $ 27 d. des Statuts.) 

Die eingehenden Privatdeiche bleiben Eigenthum derjenigen Intereſſenten, 
welchen ſie bisher gehört haben. 


I ——— 


$ 19. 

Im Binnenlande gelten folgende Nutzungsbeſchränkungen: 

a) die Grundſtücke am inneren Rande des Deiches dürfen drei Fuß 
breit vom Deichfuße ab weder beackert, noch bepflanzt, ſondern nur 
als Gräſerei benutzt werden; 

b) Stein-, Sand⸗, Torf- und Lehmgruben, Teiche, Brunnen, Gräben 
oder ſonſtige künſtliche Vertiefungen des Erdreichs dürfen inner⸗ 
halb zwanzig Ruthen vom inneren Fuße des Deiches nicht an⸗ 
gelegt, auch Fundamente zu nenen Gebäuden innerhalb fünf Ruther 
vom Deiche nicht eingegraben werden; 

c) an jedem Borde der unter Schau geſtellten Hauptgräben müſſen 
zwei Fuß unbeackert und mit dem Weidevieh verſchont bleiben; 

d) innerhalb drei Fuß von jedem ſolchen Grabenborde dürfen Bäume 
und Hecken nicht gepflanzt oder geduldet werden; 

e) die Eigenthümer der Grundſtücke an den Hauptgräben müſſen bei 
deren Räumung den Auswurf auf ihre Grundſtücke aufnehmen 
und müſſen den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen 
zufällt, binnen vier Wochen nach der Räumung, wenn aber die 
Räumung vor der Ernte erfolgt, binnen vier Wochen nach der 
Ernte, bis auf Eine Ruthe Entfernung vom Graben fortſchaffen. 
Aus beſonderen Gründen kann der Deichhauptmann die Friſt zur 
Fortſchaffung des Grabenauswurfs abändern; 

1) Binnenverwallungen, Quelldämme, dürfen in der Niederung ohne 
Genehmigung des Deichhauptmanns nicht angelegt oder verändert 
werden. (Siehe § 27 A, des Statuts.) 

8 20. 

Im Vorlande gelten folgende Beſchränkungen: 

a) jeder Vorlandsbeſitzer muß ſich in der Entfernung von zehn 
Ruthen vom Stromufer und eben ſo weit vorlängs des Deich⸗ 
fußes das Aufſetzen und Lagern der Baumaterialien des Ver⸗ 
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bandeg, wenn geeignete, dem Verbande gehörige Lagerſtellen nicht 
vorhanden ſind, ſowie den Transport der Materialien über das 
Vorland unentgeltlich gefallen laſſen; auch darf das Vorland eine 
Ruthe breit vorlängs des Deichfußes nicht geackert oder ſonſt von 
der Raſendecke entblößt werden; 

b) Flügeldeiche, hochſtämmige Bäume und ſonſtige Anlagen find im 
Vorlande inſoweit nicht zu dulden, als ſie nach dem Ermeſſen der 
Königlichen Strompolizeibehörde das Hochwaſſerprofil und den 
Eisgang auf ſchädliche Weiſe beſchränken; 

c) auch Pflanzungen von Weiden und anderem Unterholz auf vor⸗ 
ſpringende Landecken, welche die Irregularität des Flußbettes be⸗ 
fördern würden, können von der Strompolizeibehörde unterſagt 
werden. 

Ausnahmen von den in den $$ 19 und 20 gegebenen Regeln können 
in einzelnen Fällen vom Deichamte mit Genehmigung der Regierung ge⸗ 
ſtattet werden. (Siehe § 27 B. des Statuts.) 

$ 21. 

Die Eigenthümer der eingedeichten Grundſtücke und Vorländer find 
verpflichtet, auf Anordnung des Deichhauptmanns dem Verbande den zu 
den Schutz⸗ und Meliorationsanlagen erforderlichen Grund und Boden 
gegen Vergütung abzutreten, desgleichen die zu jenen Anlagen erforderlichen 
Materialien an Sand, Lehm, Raſen rc. gegen Erſatz des durch die Fort- 
nahme derſelben ihnen entftandenen Schadens zu überlaſſen. Für den alten 
Deichkörper iſt an den bisherigen Beſitzer eine Entſchädigung nicht zu 
zahlen. 

§ 22. 

Wird innerhalb einer Entfernung von zehn Ruthen vom Stromufer 
oder vom Deichfuße eine Pflanzung im Vorlande von der Deichverwaltung 
als nothwendig erachtet, ſo muß der Eigenthümer auf Anordnung des 
Deichhauptmanns entweder dieje Pflanzung binnen vorgeſchriebener Friſt 
ſelbſt anlegen und unterhalten, oder den dazu erforderlichen Grund und 
Boden dem Verbande gegen Eutſchädigung überlaſſen. 


§ 23. 
Bei Feſtſtellung der nach den $$ 21 und 22 zu gewährenden Ver⸗ 
gütung iſt der außerordentliche Werth nicht in Anrechnung zu bringen 
($ 20 des Deichgeſetzes). 


Der Betrag wird nach vorgängiger, unter Zuziehung des Beſitzers 
zu bewirkender Abſchätzung von dem Deich amte, oder in eiligen Fällen von 
dem Deichhauptmann, vorbehaltlich der Genehmigung des Deichamtes, 
interimiſtiſch feſtgeſetzt und ausgezahlt. 

Ueber die Höhe der Vergütung iſt innerhalb vier Wochen nach er⸗ 
folgter Bekanntmachung des feſtgeſetzten Betrages der Rechtsweg zuläſſig. 

Wer auf dieſen verzichten will, kann binnen gleicher Friſt Rekurs 
an die Regierung einlegen. f 

Die Fortnahme der Materialien und die Ausführung der Bauten 
wird durch die Einwendungen gegen die vorläufig feſtgeſetzte Entſchüdigung 
nicht aufgehalten. 


Aufſichtsrecht der Staatsbehörden. 
§ 24. 

Der Deichverband ift dem Oberaufſichtsrecht des Staates unter- 
worfen. (Vergleiche § 10 des Statuts.) 

Daſſelbe wird von der (Bezirksregierung) dem Regierungs⸗Prüſidenten 
als Landespolizei⸗ Behörde und in höherer Inſtanz von dem Miniſter 
für landwirthſchaftliche Angelegenheiten gehandhabt nach Maaßgabe des 
Statuts, übrigens in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den 
Aufſichtsbehörden oder Gemeinden zuſtehen. 

(Die Regierung) Der Regierungs- Präſideut hat darauf zu halten, 
daß die Beſtimmungen des Statuts überall beobachtet, die Anlagen gut 
ausgeführt und ordentlich erhalten, die Grundſtücke des Verbandes ſorg⸗ 
fältig genutzt und die etwaigen Schulden regelmäßig verzinſt und getilgt werden. 

(Die Regierung) Der Regierungs⸗Präſident eutſcheidet über alle Be⸗ 
ſchwerden gegen die Beſchlüſſe des Deichamtes und des Deichhauptmanns, 
ſofern der Rechtsweg nicht zuläſſig und eingeſchlagen iſt, und ſetzt ihre 
Entſcheidungen nöthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 

Die Beſchwerden an (die Regierung) den Regierungs⸗Präſidenten 
können nur 

a) über Straffeſtſetzungen des Deichhauptmanns gegen die Unter⸗ 

beamten des Verbandes binnen zehn Tagen, : 

b) gegen Beſchlüſſe über den Beitragsfuß (cfr. $ 8), über Erlaß 

und Stundung von Deichkaſſenbeiträgen, ſowie über Entſchädi⸗ 
gungen, binnen vier Wochen 


nach erfolgter Bekanntmachung des Beſchluſſes erhoben werden. Dieſelben 
ſind bei (der Regierung) dem Regierungs⸗Präſidenten oder bei dem Deich⸗ 
hauptmann einzureichen, welcher ſolche alsdann, begleitet mit ſeinen Be⸗ 
merkungen, ungeſäumt an (die Regierung) den Regierungs⸗Präſidenten zu 
befördern hat. 

Sonſtige Beſchwerden ſind an eine beſtimmte Friſt nicht gebunden. 

§ 25. 

(Der Regierung) Dem Regierungs⸗Präſidenten muß, damit (fie) er 
in Kenntniß von dem Gange der Deichverwaltung erhalten werde, jährlich 
Abſchrift des Etats, der Deichſchau⸗ und Deichamts⸗Konferenzprotokolle und 
ein Finalabſchluß der Deichkaſſe überreicht werden. (Die Regierung) Der 
Regierungs⸗Präſident iſt befugt, außerordentliche Reviſionen der Deich⸗ 
kaſſe ſowohl, als der geſammten Deichverwaltung zu veranlaſſen, 
Kommiſſarien zur Beiwohnung der Deichſchauen und der Deichamtsver⸗ 
ſammlungen abzuordnen, eine Geſchäftsauweiſung für die Deichbeamten 
nach Anhörung des Deichamtes zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes 
vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung (Geſetz⸗Sammlung 
vom Jahre 1850, Seite 265) die erforderlichen Polizeiverordnungen zu 
erlaſſen zum Schutze des Deiches, des Deichgebietes, der Gräben, Pflan⸗ 
zungen und ſonſtigen Anlagen des Verbandes. 


§ 26. 

Bei Waſſergefahr ift der Kreislandrath — ebenſo wie der etwa ab- 
geſendete beſondere Regierungskommiſſarius — berechtigt, ſich perſönlich 
die Ueberzeugung zu verſchaffen, ob und wieweit die erforderlichen Sicher⸗ 
heitsmaßregeln getroffen ſind. Findet Gefahr im Verzuge ſtatt, ſo kann 
derſelbe die ihm nöthig ſcheinenden Anordnungen an Ort und Stelle ſelbſt 
treffen. Die Deichbeamten haben in dieſem Falle ſeinen Befehlen un⸗ 
weigerlich Folge zu leiſten. 

§ 27. 

Wenn das Deichamt es unterläßt oder verweigert, die dem Deich⸗ 
verbande nach dem Statut oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf 
den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo läßt 
(die Regierung) der Regierungs- Präfident nach Anhörung des Deichamtes 
die Einträgung in den Etat von Amtswegen bewirken, oder ſtellt beziehungs⸗ 
weiſe die außerordentliche Ausgabe feſt und verfügt die Einziehung der 
erforderlichen Beiträge. 
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Gegen dieje Entſcheidung ſteht dem Deichamte innerhalb zehn Tagen 
die Berufung an den Miniſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten zu. 
§ 28. 

(Die Regierung) Der Regierungs- Prüſident hat auch darauf zu halten, 
daß den Deichbeamten die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkürzt zu 
Theil werden und etwauige Beſchwerden darüber zu entſcheiden, vorbe- 
haltlich des Rechtsweges. 


Von den Deichbehörden. 1. Deichhauptmann. 
§ 29. 

Der Deichhauptmann ſteht an der Spitze der Deihverwaltung und 
handhabt die örtliche Deichpolizei. Er wird von denjenigen Mitgliedern 
des Deichamtes, welche die Vertretung der Deichgenoſſen bei demſelben 
bilden, durch abſolute Stimmenmehrheit auf ſechs Jahre gewählt (Siehe 
$$ 44, 40 Kk, 41, 50 des Statuts.) 

Die Wahl bedarf der Beſtätigung der Regierung. Wird die Be- 
ſtätigung verſagt, ſo ſchreitet das Deichamt zu einer neuen Wahl. Wird 
auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, oder die Wahl verweigert, ſo ſteht der 
Regierung die Ernennung auf höchſtens drei Jahre zu. (Siehe § 46 des 
Statuts.) 

In derſelben Weiſe iſt gleichzeitig ein Stellvertreter zu wählen, 
welcher die Geſchäftsführung übernimmt, wenn der Deichhauptmann auf 
längere Zeit behindert iſt. (Siehe § 45 des Statuts.) 

In einzelnen Fällen kann der Deichhauptmann ſich durch den Deich⸗ 
inſpektor oder ein anderes Mitglied des Deichamtes vertreten laſſen. 
(Siehe § 45 des Statuts.) 

Der Deichhauptmann und deſſen Stellvertreter werden von einem 
Kommiſſarius der Regierung in öffentlicher Sitzung des Deichamtes vereidet. 
(Siehe § 46 des Statuts.) 

Der Deichhauptmann ſeinerſeits verpflichtet den Deichinſpektor, die 
ſonſtigen Deichbeamten in gewöhnlicher Sitzung des Deichamtes durch 
Handſchlag an Eidesſtatt. (Siehe § 47 des Statuts.) 

$ 30. 

Der Deichhauptmann hat als Verwaltungsbehörde des Deichverbandes 
folgende Geſchäfte: 

a) die Geſetze, die Verordnungen und Beſchlüſſe der vorgeſetzten 

Behörden auszuführen; 
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b) die Beſchlüſſe des Deichamtes vorzubereiten und auszuführen. 


Der Deichhauptmann hat die Ausführung ſolcher Beſchlüſſe 
des Deichamtes, die er für geſetzwidrig oder für das Gemeinwohl 
nachtheilig erachtet, zu beanſtanden und die Entſcheidung der 
Regierung einzuholen. Geſtatten es die Umſtände, ſo iſt zuvor 
in der nächſten Sitzung des Deichamtes nochmals eine Ver⸗ 
ſtändigung zu verſuchen; 


= 


c) die Grundſtücke und Einkünfte des Verbandes zu verwalten, die 
auf dem Etat oder beſonderen Deichamtsbeſchlüſſen beruhenden 
Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das Rechnungs⸗ und 
| Kaſſenweſen zu überwachen. Die Termine der regelmäßigen 
N Kaſſenreviſionen find dem Deichamte mitzutheilen, damit daſſelbe 
{ ein Mitglied oder mehrere abordnen kann, um dieſem Geſchäfte 
beizuwohnen; bei außerordentlichen Kaſſenreviſionen iſt ein vom 
Deichamte etn= für allemal bezeichnetes Mitglied zuzuz iehen; 


| 
| d) den Deichverband in Prozeſſen, ſowie überhaupt nach Außen zu 
vertreten, im Namen deſſelben mit Behörden und Privatperſonen 
zu verhandeln, den Schriftwechſel zu führen und die Urkunden 
des Verbandes in der Urſchrift zu vollziehen. Die Ausfertigungen 
der Urkunden werden Namens des Verbandes von dem Deich⸗ 
hauptmann oder ſeinem Stellvertreter gültig unterzeichnet; indeß 
iſt zu Verträgen und Vergleichen über Gegenſtände von funfzig 
Thalern und mehr der genehmigende Beſchluß oder Vollmacht 
des Deichamtes beizubringen. Verträge und Vergleiche unter 
funfzig Thaler ſchließt der Deichhauptmann allein rechtsverbindlich 
ab und hat nur die Verhandlungen nachträglich dem Deichamte 
zur Kenntnißnahme vorzulegen; 


e) die Urkunden und Akten des Verbandes aufzubewahren; 


f) die Deichkaſſenbeiträge und Naturalleiſtungen nach der Deichrolle 
und den Beſchlüſſen des Deichamtes auszuſchreiben, die Deich⸗ 
rollen und ſonſtigen Hebeliſten auf Grund des Deichkataſters 
aufzuſtellen und vollſtreckbar zu erklären und die Beitreibung 
aller Beiträge und Strafgelder von den Säumigen im Wege 
der adminiſtrativen Exekution zu bewirken durch die Unterbe⸗ 

amten des Verbandes oder durch Requiſition der gewöhnlichen 
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Ortspolizet= Behörden. Die Hebeliſten (Rollen) mitffen, bevor 
fie vollſtreckbar erklärt werden, vierzehn Tage offen gelegt fein ; 

g) die Deichbeamten zu beaufſichtigen, von dem Gange der techniſchen 
Verwaltung Kenntniß zu nehmen, die halbjährige Deih- und 
Grabenſchau im Mai und Oktober nach Verabredung mit dem 
Deichinſpektor auszuſchreiben und jedesmal ſelbſt in Gemeinſchaft 
mit dem Deichinſpektor abzuhalten. Ueber den Befund und die 
dabei gefaßten Beſchlüſſe iſt ein Protokoll zu führen; 

h) nach dem Jahresſchluß dem Deichamte einen Jahresbericht über 
die Reſultate der Verwaltung vorzulegen. (Siehe § 48 des 


Statuts.) 
8 31. 


Die Etatsentwürfe und Jahresrechnungen find vom Deichrentmeiſter 
dem Deichhauptmann vor dem 15. Mai zur Vorprüfung einzureichen und 
werden von dieſem mit ſeinen Bemerkungen dem Deichamte in der Juni⸗ 
verſammlung zur Feſtſtellung vorgelegt. 

Der Etat iſt vor der Feſtſtellung und die Rechnung nach der Feſt⸗ 
ſtellung vierzehn Tage lang in einem von dem Deichamte zu beſtimmenden 
Lokale zur Einſicht der Deichgenoſſen offen zu legen. 

Der Deichhauptmann vollzieht alle Zahlungsanweiſungen auf die 
Deichkaſſe. Die Anweiſungen, welche von dem Deichinſpektor innerhalb der 
ihm zur Dispoſition gejtellten Summen an die Deichkaſſe erlaffen werden, 
ſind dem Deichhauptmann nachträglich zur Einſicht vorzulegen. (Siehe 
$$ 48, 54, 56 des Statuts.) 

$ 32. 

Berichtigungen des Deichkataſters finden nur ſtatt auf Grund eines 
Dekrets des Deichhauptmanns, welchem beglaubigte Abſchrift von dem 
betreffenden Beſchluß des Deichamtes oder (der Regierung) des Regierungs⸗ 
Präſidenten beigefügt ſein muß. 5 

§ 38. 

Gegen die Unterbeamten (§ 43) kann der Deichhauptmann Disziplinar⸗ 
ſtrafen bis zur Höhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, ſowie nöthigen⸗ 
falls ihnen die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig unterſagen. (Siehe 
§ 49 des Statuts.) 

$ 34. 
Der Deichhauptmann iſt befugt, wegen der deichpolizeilichen Ueber⸗ 


tretungen die Strafe — bis zu fünf Thalern Geldbuße oder drei Tagen 
Gefängniß — vorläufig feſtzuſetzen nach dem Geſetz vom 14. Mai 1852 
(Geſetz-Sammlung vom Jahre 1852, Seite 245). (Siehe § 50 des 
Statuts.) 

Die vom Deichhauptmann allein, nicht vom Polizeirichter, feſtge⸗ 
ſetzten Geldſtrafen fließen zur Deichkaſſe. (Siehe § 52 des Statuts.) 


835 
Der Deichhauptmann ift ſtimmberechtigter Vorſitzender des Deich⸗ 
amtes; er beruft deſſen Verſammlungen, leitet die Verhandlungen, er⸗ 
öffnet und ſchließt die Sitzungen und handhabt die Ordnung in denſelben. 
(Siehe §§ 29, 34, 48 des Statuts.) 


2. Deichinſpektor. 
§ 36. 

Der Deichinſpektor leitet die techniſche Verwaltung des Deichverbandes, 
mit Einſchluß der zur Abwehrung der Gefahr bei Hochwaſſer und Eisgang 
erforderlichen Maaßregeln. Er muß die Qualifikation eines geprüften 
Baumeiſters beſitzen. Seine Wahl und Beſtätigung erfolgt in der für den 
Deichhauptmann vorgeſchriebenen Weiſe. (Siehe § 53 des Statuts.) 


8 37. 

Der Deichinſpektor entwirft die Anſchläge zur Unterhaltung und Her⸗ 
ſtellung der Societätsaulagen und legt ſolche dem Deichhauptmann zur 
Prüfung und Einholung der Genehmigung des Deichamtes vor. (Siehe 
§ 54 a. des Statuts.) 

Die Projekte über den Bau neuer Deiche und Schleuſen, über die 
Erhöhung oder Abtragung von Deichen und über den Verſchluß von Deich⸗ 
brüchen find (der Regierung) dem Regierungs- Präſidenten zur Genehmigung 
vorzulegen. 

§ 38. 

Wird von dem Deichamte die Genehmigung zur Ausführung einer 
Arbeit verſagt, welche nach der Erklärung des Deichinſpektors ohne Ge⸗ 
fährdung der Sozietätszwecke weder unterlaſſen, noch aufgeſchoben werden 
darf, fo muß die Entſcheidung der Regierung (cfr. $ 27) von dem Deich⸗ 
inſpektor eingeholt und demnächſt zur Ausführung gebracht werden. (Siehe 
§ 54 d. e. des Statuts.) 
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§ 39. 

Die Ausführung der von dem Deichamte oder von der Regierung 
beſchloſſenen Bauten iſt von dem Deichinſpektor zu leiten. 

Auch die laufende Beaufſichtigung und Unterhaltung der Deiche, 
Gräben, Schleuſen, Uferdeckwerke und Pflanzungen erfolgt unter der Leitung 
des Deichinſpektors. (Siehe $ 54 des Statuts.) 

Die Unterbeamten, Deichſchöppen, Wach⸗ und Hülfsmannſchaften 
haben dabei und insbeſondere bei der Vertheidigung gegen Waſſergefahr 
die Anweiſungen des Deichinſpektors pünktlich zu befolgen. 

Innerhalb der etatsmäßigen Unterhaltungsfonds und der genehmigten 
Anſchläge kann der Deichhauptmann zur Vereinfachung des Geſchäfts be⸗ 
ſtimmte Summen dem Deichinſpektor zur Dispoſition ſtellen, bis zu deren 
Höhe die Deichkaſſe auf Anweiſung des Deichinſpektors Zahlung zu 
leiſten hat. 

Die Auszahlung der Gelder darf in keinem Falle durch den Deich⸗ 
inſpektor erfolgen. 

Der halbjährigen Schau muß der Deichinſpektor beiwohnen. (Siehe 
$$ 54, 59 des Statuts.) 


§ 40. 

In dringenden Fällen wenn vorhergeſehene Umſtände Arbeiten 
nothwendig machen, deren Ausführung ohne Gefährdung der Sozietäts⸗ 
zwecke nicht aufgeſchoben werden kann, iſt der Deichinſpektor befugt und 
verpflichtet, die Arbeiten unter feiner Verantwortlichkeit anzuordnen. 
Er muß aber die getroffenen Anordnungen und die Gründe, welche die 
unverzügliche Ausführung nothwendig machen, gleichzeitig dem Deichhauptmann 
und, wenn letzterer ſich nicht einverſtanden erklären ſollte, der Regierung 
anzeigen. 

Dieſelbe Anzeige iſt der nächſten gewöhnlichen Verſammlung des 
Deichamtes zu machen. 

Können die Ausgaben aber aus den laufenden Jahreseinnahmen der 
Deichkaſſe nicht beſtritten werden, ſo muß das Deichamt in kürzeſter 
Friſt außerordentlich berufen werden, um von der Sache Kenntniß zu 
erhalten und über die Beſchaffung der erforderlichen Geldmittel zu 
beſchließen. (Siehe § 54 k. des Statuts.) 


3. Deich⸗Rentmeiſter. 


§ 41. 

Der Deichrentmeiſter, welcher zugleich die Stelle eines Deichſekretairs 
verſehen kann, wird von dem Deichamte im Wege eines kündbaren Ver⸗ 
trages gegen Bewilligung einer Prozenteinnahme von den gewöhnlichen 
Deichkaſſenbeiträgen, ſowie unter der Verpflichtung zur Kautionsbeſtellung 
angenommen. (Siehe § 55 des Statuts.) 


8 42. 


Der Deichrentmeiſter verwaltet die Deichkaſſe und führt das Deich⸗ 
kataſter. 


Er hat insbeſondere: 

a) die Etatsentwürfe nach den Anweiſungen des Deichhauptmanns 
aufzuſtellen; : 

b) die ſämmtlichen Einnahmen der Deichkaſſe einzuziehen, die 
Reſtantenliſten zu fertigen und dem Deichhauptmann vorzulegen; 

c) die gewöhnlichen und außerordentlichen Zahlungen aus der Dei- 
kaſſe nach den Anweiſungen des Etats und des Deichhauptmanns 
zu bewirken; er hat namentlich auch die Gelder an die Lohn⸗ 
arbeiter auf den Bauſtellen zu zahlen und darf ſich hierbei nur 
mit Genehmigung des Deichhauptmanns durch die Deichſchöppen 
vertreten laſſen; 

d) die jährliche Deichkaſſenrechnung zu legen; 

e) das Deichkataſter nach den Dekreten des Deichhauptmanns (§ 32) 
zu berichtigen; 

f) wenn er zugleich Deichſekretair ift, die Expeditions⸗ Kanzlei⸗ und 
Regiſtraturgeſchäfte zu beſorgen und die Protokolle bei den 
Deichſchauen und Deichamtsverſammlungen zu führen. (Siehe 
§§ 55, 56, 57 des Statuts.) 


4. Unter - Beamte. 


8 43. 

Die erforderlichen Unterbeamten — als Damme oder Wallmeiſter — 
für die ſpezielle Beaufſichtigung der Arbeiter, der Deiche, Gräben, Schleuſen 
und Grundſtücke des Verbandes werden von dem Deichhauptmann nach 
Anhörung des Deichamtes gewählt und angeſtellt. Das Deichamt beſtimmt 
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bie Zahl und den Geſchäftskreis dieſer Beamten und beſchließt, ob die 
Anſtellung auf Kündigung, auf eine beſtimmte Reihe von Jahren oder 
auf Lebenszeit erfolgen ſoll. 

$ 44. 

Zu dieſen Poſten ſollen nur ſolche Perſonen berufen werden, von 
deren hinreichender techniſcher Kenntniß und Uebung ſich der Deichinſpektor 
verſichert hat, die vollkommen körperlich rüſtig ſind und die gewöhnlichen 
Elementarkenntniſſe inſoweit beſitzen, daß ſie eine verſtändliche ſchriftliche 
Anzeige erſtatten und eine einfache Verhandlung aufnehmen, auch eine 
gewöhnliche Lohnrechnung führen können. (Siehe S$ 60 bis 63 des Statuts.) 

5. Deichſchöppen (oder Deichſchulzen, Deichgeſchworene). 


§ 45. 

Der Deichhauptmann theilt nach Anhörung des Deichamtes die 
Deiche in mehrere Aufſichtsbezirke. Für jeden Bezirk werden zwei Deich⸗ 
ſchöppen aus der Zahl der Deichgenoſſen auf ſechs Jahre vom Deichamte 
gewählt und vom Deichhauptmann beſtätigt. Mitglieder des Deichamtes 
— mit Ausſchluß des Deichhauptmanns und Deichinſpektors — können 
auch zu Deichſchöppen ernannt werden. Die Deichſchöppen ſind Organe 
des Deichhauptmanns und Deichinſpektors und verpflichtet, ihren Anz 
ordnungen Folge zu leiſten, dieſelben namentlich in den örtlichen Geſchäften 
des Bezirks zu unterſtützen. 

$ 46. 

Die Deichſchöppen haben in ihren Bezirken im gewöhnlichen Laufe 
der Verwaltung eine Mitaufſicht über den Zuſtand der Deiche und 
ſonſtigen Sozietätsanlagen zu führen; ſie haben von deren Zuſtande fort⸗ 
während Kenntniß zu nehmen, den Deich- und Grabenſchauen in ihrem 
Bezirk und den benachbarten Bezirken beizuwohnen und die bemerkten 
Mängel, ſowie auch Anträge und Beſchwerden von Deichgenoſſen ihres 
Bezirkes dem Deichhauptmann oder Inſpektor anzuzeigen. Sie können 
von dem Deichhauptmann und reſp. dem Deichinſpektor mit Führung und 
Aufnahme einfacher Unterſuchungen und Verhandlungen, und bei vor⸗ 
kommenden Bauten mit der Kontrolle der Unterbeamten und Arbeiter, 
mit der Abnahme der zu liefernden Baumaterialien, ſowie mit der Ab⸗ 
lohnung der Arbeiter auf der Bauſtelle beauftragt werden. 

Bei den Lohnzahlungen erhalten ſie als Remuneration ſechs Pfennige 
pro Thaler der ausgezahlten Summe 


§ 47. 

Sobald die Größe der Gefahr bei Eisgang oder Hochwaſſer die 
Bewachung der Dämme oder das Aufbieten der Naturalleiſtungen noth⸗ 
wendig macht, ſind die Deichſchöppen unter Leitung des Deichinſpektors 
dazu berufen, innerhalb ihres Bezirks die Hülfsleiſtungen der Wachmann⸗ 
ſchaften und Deichgenoſſen zu ordnen und zu leiten, für die Beſchaffung 
der erforderlichen Schutzmaterialien zu ſorgen und die Bewachung der Deiche 
zu kontrolliren. (Siehe $$ 58 und 59 des Statuts.) 


6. Das Deichamt. 


§ 48. 


Das Deichamt hat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu be⸗ 
fliegen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Deichhauptmann oder dem 
Deichinſpektor überwieſen find. Die von dem Deichamte gefaßten Beſchlüſſe 
ſind für den Deichverband verpflichtend; die Ausführung der gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe erfolgt durch den Deichhauptmann. 

Die Mitglieder des Deichamtes ſind an keinerlei Inſtruktionen und 
Aufträge der Wähler und der Wahlbezirke gebunden. 

Das Deichamt kontrollirt die Verwaltung. Es iſt daher berechtigt, 
ſich von der Ausführung ſeiner Beſchlüſſe und der Verwendung aller Einnahmen 
des Verbandes Ueberzeugung zu verſchaffen. Es kann zu dieſem Zwecke 
die Akten einſehen und Ausſchüſſe aus feiner Mitte ernennen. (Siehe 8 39 
des Statuts.) 

7 § 49. 

Das Deichamt beſteht aus: 

a) dem Deichhauptmann oder deſſen Stellvertreter, als Vorſitzenden, 

b) dem Deichinſpektor, und 

c) den Repräſentanten der Deichgenoſſen. 

Das Deichſtatut beſtimmt die Zahl der Repräſentanten und die Vor⸗ 
ſchriften über die Wahl oder die Ernennung derſelben. (Siehe § 29 des 
Statuts.) 

§ 50. 

Das Deichamt verſammelt ſich alle Jahre regelmäßig zweimal, im 
Anfange Juni und November. 

Im Falle der Nothwendigkeit kann das Deichamt von dem Vor- 
ſitzenden außerordentlich berufen werden. Die Berufung muß erfolgen, 
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ſobald es von einem Viertel der Mitglieder verlangt wird. (Siehe § 34 
des Statuts.) 
§ 51. 

Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung wird von dem Deich⸗ 
amte ein- für allemal feſtgeſtellt. Die Zuſammenberufung erfolgt unter 
Angabe der Gegenſtände der Verhandlung; mit Ausnahme dringender Fälle 
muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie Tage vorher ſtatthaben. (Siehe $ 34 
des Statuts.) 

§ 52. 

Das Deichamt kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte ſeiner 
Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden zugegen ſind. 

Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn das Deichamt zum dritten 
Male zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand zuſammen berufen, dennoch 
nicht in genügender Anzahl erſchienen iſt. Bei der zweiten und dritten 
Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen 
werden. (Siehe $ 35 des Statuts.) 

§ 53. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Jedes Mitglied 
hat in der Regel gleiches Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
die Stimme des Vorſitzenden. (Siehe $ 36 des Statuts.) 

§ 54. 

An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Deichverbandes 
darf derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes 
in Widerſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung ſelbſt mit Hülfe 
der Stellvertreter eine beſchlußfähige Verſammlung nicht gehalten werden, 
ſo hat der Deichhauptmann, oder wenn auch dieſer aus dem vorgedachten 
Grunde betheiligt iſt, die Regierung für die Wahrung der Intereſſen des 
Deichverbandes zu ſorgen und nöthigenfalls einen beſonderen Vertreter für 
denſelben zu beſtellen. (Siehe $ 37 des Stututs.) 

§ 55. 

Die Beſchlüſſe des Deichamtes und die Namen der dabei anweſend 
geweſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. 

Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens drei Mitgliedern 
unterzeichnet. Die Stelle der letzteren kann ein von dem Deichamte ge⸗ 
wählter, in einer Deichamtsſitzung hierzu von dem Deichhauptmann ver⸗ 
eideter Protokollführer vertreten. (Siehe $ 38 des Statuts.) 


$ 56. 


Das Deichamt beſchließt insbeſondere: 

a) über die zur Erfüllung der Sozietätszwecke nothwendigen oder 
nützlichen Einrichtungen, über die Bauanſchläge und die erforderlichen 
Ausgaben; über außerordentliche Deichkaſſenbeiträge und etwaige 
Anleihen (cfr. 88 31, 37, 40); 

b) über Berichtigungen des Deichkataſters (cfr. $ 8 und 9); 

c) über Erlaß und Stundung der Deichkaſſenbeiträge (58 10—12); 

d) über die Repartition der Natural⸗Hülfsleiſtungen ($ 16); 

e) über die Vergütungen für abgetretene Grundſtücke und Entnahme 
von Materialien (8 23); 

f) über Geſchäftsanweiſungen für die Deichbeamten (§ 25); 

g) über die Wahl des Deichhauptmanns, ſeines Stellvertreters, des 
Deichinſpektors, des Deichrentmeiſters und der Deichſchöppen 
($$ 29, 36, 41, 45), ſowie über die Zahl der Unterbeamten ($ 43); 

h) über die den Beamten des Deichverbandes zu gewährenden 
Beſoldungen, Penſionen, Diäten oder Remunerationen für baare 
Auslagen; 

i) über die Benutzung der Grundſtücke und des ſonſtigen Vermögens 
des Deichverbandes; 

k) über den jährlichen Etat der Deichkaſſe und die Decharge der 
Rechnungen; 

1) über Verträge und Vergleiche, welche Gegenſtände von fünfzig 
Thalern und mehr betreffen ($ 30 d.) (Siehe § 40 des Statuts.) 


$ 57. 


Die Genehmigung (der Regierung) des Regierungs-Präſidenten ift er- 
forderlich: 


a) zu Beſchlüſſen über die Kontrahirung neuer Anleihen, wobei 
die Regierung auf die regelmäßige Verzinſung und Tilgung der 
Schuld zu halten hat; 

b) zu den Projekten über den Bau neuer Deiche und Schleuſen, 
über die Erhöhung, Verlegung oder Abtragung von Deichen 
und über den Verſchluß von Deichbrüchen; 

e) zur Veräußerung von Grundſtücken des Verbandes; 

d) zu den Beſchlüſſen über die Remuneration des Deichhauptmauns 

und Deichiuſpektors. 
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Sollte das Deichamt ganz ungenügende Beſoldungen und Nemu- 
nerationen bewilligen, ſo können dieſelben von (der Regierung) dem Re⸗ 
gierungs⸗Präſidenten nöthigenfalls erhöht werden. 

§ 58. 

Die Repräſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wählen jährlich 
zwei Deputirte, welche der ganzen Deich- und Grabenſchau beiwohnen 
müſſen. Jeder der übrigen Repräſentanten kann der Schau ebenfalls 
beiwohnen. 

Die Repräſentanten ſind befugt und verpflichtet, als Bezirksvertreter 
auch außerhalb der Sitzungen des Deichamtes die Intereſſen des Deich⸗ 
verbandes zu überwachen, die Unterbeamten zu kontrolliren und die wahr⸗ 
genommenen Mängel, ſowie die Wünſche der Deichgenoſſen ihres Bezirks 
dem Deichhauptmann oder dem Deichamte vorzutragen. (Siehe 88 42, 
43 des Statuts.) 

$ 59. 

Dieſe allgemeinen Beſtimmungen gelten nur in denjenigen Deich⸗ 
verbünden, in deren Statuten fie ausdrücklich in Bezug genommen werden. 
(Vergl. Einleitung des Statuts). 


Zu der Einleitung des Statuts. 


Geſetz betreffend die Regulirung der Stromverhältniſſe in 
Weichſel und Nogat vom 20. Juni 1888. 


e 6.-6. 6. 251. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. ver- 
ordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

8 1. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, eine verbeſſerte Regulirung der 
Stromverhältniſſe in der Weichſel und Nogat durch folgende Anlagen: 

a) Herſtellung eines Durchſtichs für den Weichſelſtrom durch die 
Danziger Binnennehrung auf der Linie Einlage-Oſtſee nebſt 
Bedeichung und Molenanlagen, ſowie Molen- und Dammbauten ꝛc. 
zur dauernden Offenhaltung der Mündung der Danziger Weichſel 
bei Neufähr, 

b) Schifffahrtsanlagen zur Verbindung des Durchſtichs mit der 
Danziger Weichſel, 

c) Durchdeichung der Danziger Weichſel und Zurücklegung der 
Stromdeiche des linken Weichſelufers bis zur Gemlitzer Wachbude 
aufwärts, 

d) Durchdeichung der Elbinger Weichſel mit Anſchlüſſen an den rechts⸗ 
ſeitigen Durchſtichsdeich und die Stromdeiche des Großen Marien⸗ 
burger Werders, 

e) Herſtellung eines Eiswehres in der oberen Nogat bei Kittelsfähre, 
nach Maßgabe der vom Miniſter der öffentlichen Arbeiten feſtzuſtellenden, 
auf 20000000 Mark Koſten berechneten Projekte herbeizuführen. 

8 2. 

Mit der Ausführung der im § 1 bezeichneten Anlagen iſt vorzu⸗ 

gehen, ſobald durch einen auf Grund des Geſetzes über das Deichweſen 


BOSE: 


vom 28. Januar 1848 gebildeten Deichverband die Aufbringung eines 
Koſtenbeitrages von 7230000 Mark und die Uebernahme der künftigen 
Unterhaltung der zu den Anlagen $ 1 litt. a. c. und d. gehörigen Deiche 
ſichergeſtellt ift. 

8 3. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 er- 
wähnten Koſten im Wege der Anleihe eine entſprechende Anzahl von Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen auszugeben. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem 
Zinsfuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanz⸗ 
miniſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, 
ſowie wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 
19. Dezember 1869 (Geſetz⸗Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


§ 4. 

Behufs Beſchaffung des von den Intereſſenten nach § 2 zu über- 
nehmenden Koſtenbeitrages iſt die Staatsregierung ermächtigt, denſelben 
ein Darlehn bis zur Höhe von 7230000 Mark herzugeben, welches zu 
dem gemäß § 3 Alinea 2 beſtimmten Zinsfuße zu verzinſen und mit ein 
Prozent zu amortiſiren iſt. 

Se 

Die Ausführung dieſes Geſetzes wird, ſoweit ſolche nach den Be- 
ſtimmungen der $$ 3 und 4 nicht durch den Finanzminiſter erfolgt, dem 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten und dem Miniſter für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forſten übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel 


Gegeben Marmor-Palais, den 20. Juni 1888. 


L. 8. Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. v. Maybach. Frhr. v. Lucius. v. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 
Gr. v. Bismarck. 


Zu der Einleitung des Statuts. 


Geſetz über das Deichweſen. Vom 28. Januar 1848. 
(GS. S. 54) 


Anmerkung: Die Zwiſchenſätze find aus Brauchitſch „die neuen Preußiſchen Vere 
waltungsgeſetze“ entnommen. 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen zc. ꝛc. 


verordnen, da die beſtehenden Geſetze über das Deichweſen ſich als un⸗ 
zureichend erwieſen haben, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, 
nach Anhörung Unſerer getreuen Stände, und nach vernommenem 
Gutachten Unſeres Staatsraths, für alle Theile Unſerer Monarchie, 
was folgt:“) 


I. Deiche, die zu keinem Deichverbande gehören. 


8 1.7) 

Deiche, oder ähnliche Erhöhungen der Erdoberfläche, welche die Aus⸗ 
breitung der zeitweiſe aus ihren Ufern tretenden Gewäſſer beſchränken, 
dürfen in der ganzen Breite, welche das Waſſer bei der höchſten Ueber- 
ſchwemmung einnimmt (Inundationsgebiet), nicht anders als mit aus⸗ 
drücklicher Genehmigung [der Regierung! des Bezirksausſchuſſes neu 
angelegt, verlegt, erhöht, ſowie ganz oder theilweiſe zerſtört werden.!) 


*) Bezüglich der Deiche, welche zu keinem Deichverbande gehören 
($$ 1—10), find die Befugniſſe der Regierung durch BW. § 96 auf den Bezirks- 
ausſchuß übertragen; die Abänderungen der Zuſtändigkeit ſind in 88 1—10, 24 des 
Textes hervorgehoben. Bezüglich der Deichverbände iſt es bei der Zuſtändigkeit des 
Regierungspräſidenten verblieben; jedoch ift nach BY. $ 97 Abſ. 1 geſtattet, Be- 
fugniſſe des letztereu ſtatutariſch den Kreis- (Stadt-) Ausſchüſſen, Bezirksausſchüſſen 
oder Provinzialräthen zu übertragen (vgl. $ 15 nebſt Zuſ.). 
$$ 1—5. 
1. Die hervorgehobenen Abänderungen folgen aus 3G. § 96 Abſ. 1 Nr. 1 
und 2. Die Beſchwerde gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes geht nach Abſ. 2 
a. a. O. an den Miniſter für Landwirthſchaft. 
SE 
1. Wegen der Strafen für vorſätzliche oder fahrläſſige Zerſtörung von Deichen, 
Dämmen ꝛc., wenn dadurch Gefahr für das Leben oder die Geſundheit anderer, bezw. 
ein Schaden herbeigeführt wird, vgl. Reichsſtrafgeſetzbuch 88 321, 325, 326. 
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Wer dieſem Verbote zuwider handelt, ſoll polizeilich nicht nur mit 
einer Geldbuße bis zu funfzig Thalern beſtraft, ſondern auch, wenn es 
erforderlich iſt, zur Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes angehalten 
werden. 


Auf Schutzmaßregeln, welche in Nothfällen für die Dauer der Ge⸗ 
fahr getroffen werden, finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 


82. 
Vor Ertheilung der Genehmigung (§ 1) hat [die Regierung] der 
Bezirksausſchuß nach [ihrem] feinem Ermeſſen in erheblicheren Fällen 
die Betheiligten zu hören. 


Iſt es ungewiß, welche Perſonen als betheiligt zu betrachten ſind, 
ſo kann [die Regierung! der Bezirksausſchuß eine öffentliche Auf⸗ 
forderung mit der Verwarnung erlaſſen, daß diejenigen, welche ſich binnen 
der zu bezeichnenden Friſt nicht gemeldet haben, mit ſpäteren Einwendungen 
nicht mehr gehört werden ſollen. 


Eine ſolche Aufforderung iſt zweimal in die Amtsblätter des Re⸗ 
gierungsbezirks einzurücken, und in den betreffenden Gemeinden auf die 
ortsübliche Weiſe bekannt zu machen. j 


$ 3. 

Die Genehmigung zu einer Anlage, Verlegung oder Erhöhung ($ 1) 
iſt zu verſagen, wenn, nach dem Urtheile [der Regierung] des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes, das nothwendige Abflußprofil des Hochwaſſers dadurch beſchränkt 
werden würde. 


8 4. 

Iſt ein ſchon vorhandener, zum Schutz der Ländereien mehrerer Be⸗ 
ſitzer dienender Deich ganz oder theilweiſe verfallen, oder durch Naturge⸗ 
walt zerſtört, jo kann [die Regierung) der Bezirksaus ſchuß fordern, daß 
derſelbe, nach [ihrer] feiner Anweiſung, bis zu derjenigen Höhe und Stärke 
wieder hergeſtellt werde, welche er früher gehabt hat. 

Auch iſt [die Regierung! der Bezirksausſchuß berechtigt, in An⸗ 
ſehung der Deiche dieſer Art diejenigen Maßregeln vorzuſchreiben, welche 
erforderlich ſind, um deren Erhaltung in ihrem bisherigen Umfange und 
Zuſtande zu ſichern. 


$5. 

[Die Regierung! Der Bezirksausſchuß ift ermächtigt, Diejenigen, 
welche den Deich zu erhalten oder wiederherzuſtellen verpflichtet ſind, hierzu 
durch Exekution anzuhalten. 


$ 6. 

Iſt es ungewiß oder ftreitig, wer zur Unterhaltung oder Wieder⸗ 
herſtellung des Deichs verpflichtet fet, jo kann [die Regierung; der Be- 
zirksausſchuß die Leiſtungen interimiſtiſch von Demjenigen fordern, 
welcher den Deich ſeither unterhalten hat, oder wenn dieſer unbekannt 
oder nicht leiſtungsfähig ift, von denjenigen Grundbeſitzern, deren Grund- 
ſtücke, nach dem Ermeſſen der Behörde, durch den Deich geſchützt werden. 
Kann die Ermittelung dieſer Grundbeſitzer nicht ſo ſchnell geſchehen, als 
die Dringlichkeit des Falles es erfordert, jo ſteht [der Regierung] dem 
Bezirksausſchuſſe frei, die ſämmtlichen Grundbeſitzer derjenigen Ort⸗ 
ſchaften, in deren Ortsfeldmark oder Gemeindebezirke der Deich belegen iſt, 
zu den nöthigen Leiſtungen, nach Verhältniß ihres Grundbeſitzes, anzuhalten, 
ohne Rückſicht darauf, ob dieſe Grundbeſitzer zur Gemeinde gehören oder 
nicht.“) 


ST 

[Die Regierung! Der Bezirksausſchuß fegt in einem foldjen 
Falle (8 6) durch [ein Reſolut] Beſchluß feft, wer die Baulaſt interi⸗ 
miſtiſch zu tragen hat, und wie die Beträge zu vertheilen ſind. 

Gegen [ein ſolches Reſolut iſt der Rekurs an das Finanzminiſterium 
den Beſchluß tft die Beſchwerde an den Miniſter für Landwirth— 
ſchaft zuläſſig; [derfelbe] dieſelbe muß jedoch innerhalb einer [vier] zwei⸗ 
wöchentlichen, mit dem nächſten Tage nach der Mittheilung des Reſoluts] 
Beſchluſſes beginnenden präkluſiviſchen Friſt bei [der Regierung! dem 
Bezirksausſchuſſe angemeldet und gerechtfertigt werden. Erfolgt inner- 
halb dieſer Friſt nur die Anmeldung, ſo ſind die Verhandlungen ohne 
Weiteres zur Entſcheidung über den [Rekurs]! Beſchluß an das Miniſterium 
einzuſenden und ſpäter angebrachte neue Thatſachen oder Ausführungen nicht 
zu berückſichtigen. 


88 6—10. 
1. Die hervorgehobenen Abänderungen ergeben fih aus BG. $ 96 Abf. 1 
Nr. 3 und Abſ. 2, ſowie, was die Friſtbeſtimmung des § 7 betrifft, aus LVG. § 51. 
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Die Vollſtreckung des [Reſoluts] Beſchluſſes wird durch die Cin- 

legung des Rekurſes] der Beſchwerde nicht aufgehalten. 
$ 8. 

Den zur Unterhaltung oder Wiederherſtellung eines Deichs interi- 
miſtiſch Herangezogenen bleibt vorbehalten, ihre Anſprüche auf Erſtattung 
ihrer Beiträge oder des Werths ihrer Leiſtungen im Rechtswege gegen die 
eigentlich Verpflichteten geltend zu machen. 

8 9. 

Die von [der Regierung] dem Bezirksausſchuſſe ausgeſchriebenen 
Beiträge und Leiſtungen ſind den öffentlichen Laſten gleichzuſtellen, und 
haben in Kolliſionsfällen vor denſelben den Vorzug. 

§ 10. 

In denjenigen Fällen, in welchen eine interimiſtiſche Regulirung der 
Baulaſt hat erfolgen müſſen ($$ 6 und 7), liegt [der Regierung] dem 
Regierungspräſidenten ob, zur Regelung der künftigen Leiſtungen durch 
Bildung eines Deichverbandes (S$ 11 und ff.), auch ohne Antrag der Be- 
theiligten, die erforderliche Einleitung zu treffen. 

Zeigt ſich bei näherer Erörterung die Bildung eines Deichverbandes 
nicht als erforderlich, fo iſt [die Regierung! der Bezirksausſchuß die 
fernere Erhaltung des Deiches zu verlangen nicht mehr befugt. Die Be— 
theiligten find von dieſer Lage der Sache in Kenntniß zu ſetzen. 

Der Einleitung zu einem Deichverbande bedarf es nicht, wenn durch 
Anerkenntniß oder im Rechtswege ein Verpflichteter ermittelt und derſelbe 
leiſtungsfähig iſt. 


II. Deichverbände. 


$ 11. 

Iſt es zur Abwendung gemeiner Gefahr oder zur erheblichen Förde- 
rung der Landeskultur erforderlich, Deiche und dazu gehörige Sicherungs⸗ 
und Meliorationswerke anzulegen, zu erweitern oder zu erhalten, ſo ſollen 
die Beſitzer ſämmtlicher der Ueberſchwemmung ausgeſetzten Grundſtücke 
zur gemeinſamen Anlegung und Unterhaltung der Werke unter landes⸗ 
herrlicher Genehmigung zu Deichverbänden vereinigt werden. Zuvor ſind 
jedoch alle Betheiligten, nöthigenfalls nach Erlaſſung eines öffentlichen 
Aufgebots, welches die im § 2 beſtimmte Wirkung hat, mit ihren Anträgen 
zu hören. 


Eine ſolche Vereinigung ſoll insbeſondere in folgenden Fällen herbei- 
geführt werden: 
a) wenn es darauf ankommt, die Grundbeſitzer einer noch unver⸗ 
wallten Niederung zur Anlegung und ferneren Erhaltung von 

Deichen und Meliorationswerken zu verpflichten; 

b) wenn die Grundbeſitzer einer ſchon verwallten Niederung zur 
Verbeſſerung und Erhaltung von Deichen und Meliorations⸗ 
werken, welche ſeither nur von einzelnen Betheiligten angelegt und 
unterhalten wurden, verbindlich zu machen ſind; 

e) wenn dergleichen Deiche und die mittelſt derſelben geſchützten 
Grundbeſitzer einem ſchon beſtehenden Deichverbande angeſchloſſen 
werden ſollen; 

d) wenn Verwaltungs- und Meliorationsanlagen ſchon beſtehender 
Deichverbände erweitert, und auf unverwallte Grundſtücke der noch 
nicht zum Deichverbande gehörenden Beſitzer ausgedehnt werden 
ſollen. 

$ 13. 

Grundbeſitzer, welche derſelben Niederung angehören und mit Rück⸗ 
ſicht auf die Lage ihrer Grundſtücke ein gemeinſchaftliches Intereſſe haben; 
ſollen in der Regel zu einem Deichverbande vereinigt werden. Eine 
Ausnahme kann namentlich dann geſtattet werden, wenn für einen Theil 
der Niederung der Zweck mit erheblich geringeren Koſten erreicht werden 
kann. 

8 14. 

Mehrere Deichverbände, welche ein gemeinſchaftliches Intereſſe rück⸗ 
ſichtlich der Erhaltung ihrer Deiche haben, können mit landesherrlicher Ge⸗ 
n ehmigung entweder zu einem Deichverbande vereinigt, oder unter eine 
gemeinſame Deichverwaltung geſtellt und zur gegenſeitigen Unterſtützung 
bei Durchbrüchen und anderen außerordentlichen Beſchädigungen der Deiche 
verpflichtet werden. 

$ 15.1) 

Für jeden Deichverband iſt ein landesherrlich zu vollziehendes Statut 
abzufaſſen, in welchem folgende Gegenſtände näher zu beſtimmen ſind: 
8 15. 


1. Vgl. die allgemeinen Beſtimmungen für künftig zu erlaſſende Deichſtatute 
vom 14. November 1853 (GS. S. 395). 


a) der Umfang des Sozietäts zweckes, 

b) die Deichpflicht oder die Art und Vertheilung der zur Anlegung 
und Unterhaltung der Schutz- und Meliorationswerke erforderlichen 
Beiträge und Leiſtungen, 

c) die von den Grundbeſitzern zu übernehmenden Beſchränkungen des 
Eigenthums, 

d) das den Staatsbehörden beizulegende Recht der Oberaufſicht, 

e) die Organiſation, ſowie die Befugniſſe und Pflichten der Deich⸗ 
verwaltungsbehörde, 

f) das Recht der Deichgenoſſen, perſönlich oder durch Abgeordnete bei 
der Verwaltung der Deichangelegenheiten mitzuwirken, 

g) die Folgen der Ausdeihung. 

Zuſatz. 
36. $ 97 Abſ. 1. 
Befugniſſe, welche hinſichtlich der Deichverbände den Bezirksregie⸗ 
rungen (Landdroſteien) durch Deichſtatuten in Gemäßheit des Geſetzes über 
das Deichweſen vom 28. Januar 1848 übertragen worden ſind, können 


durch Statut oder Statutenänderung den Kreis- (Stadt-) Ausſchüſſen, 
den Bezirksausſchüſſen oder Provinzialräthen überwieſen werden. 


§ 16. 

Die Deichpflicht (§ 15b.) muß von allen einzelnen, durch die Deich⸗ 
und Meliorationswerke geſchützten oder verbeſſerten ertragsfähigen Grund⸗ 
ſtücken, Hof- und Bauſtellen, auch wenn dieſelben ſonſt von den gemeinen 
Laſten befreit oder dabei bevorrechtet ſind, nach dem im Statute zu be⸗ 
ſtimmenden Maßſtabe gleichmäßig getragen werden. Als Vertheilungs⸗ 
maßſtab iſt in der Regel das Verhältniß des abzuwendenden Schadens und 
herbeizuführenden Vortheils anzunehmen; aus beſonderen Gründen kann 
jedoch ein anderer Vertheilungsmaßſtab zugelaſſen werden. 

Eine Befreiung von der Deichpflicht kann künftig auf keinerlei Weiſe, 
auch nicht durch Verjährung, erworben werden. 


8 17. 

Die Vertheilung der Deichpflicht unter die Deichgenoſſen erfolgt 
ſelbſt dann nach den Grundſätzen des $ 16, wenn dieſe Pflicht bis dahin 
auf Grund ſpecieller Rechtstitel zwiſchen dieſen Perſonen in anderer Art 
vertheilt war, oder Einzelne danach von Anderen ganz übertragen werden 
mußten. 


In folgen Fällen können aber die durch einen fpeciellen Rechtstitel 
Berechtigten Entſchädigung für die erſt durch den Deichverband ihnen auf⸗ 
erlegten Leiſtungen von den durch jenen Titel Verpflichteten, nach Maßgabe 
deſſelben, inſoweit fordern, als dieſe Leiſtungen ſchon vor Errichtung des 
Deichverbandes zur Erhaltung oder Wiederherſtellung der früheren Schutz⸗ 
anlagen nothwendig waren. 

Die Verpflichtung zu ſolchen Entſchädigungen kann gegen eine ver⸗ 
hältnißmäßige Vergütung abgelöſt werden. 

$ 18. 

Die in einem Deichverbande zu leiſtende Deichpflicht ruht unablöslich 
auf den Grundſtücken, iſt den öffentlichen Laſten gleich zu achten und hat 
in Kolliſionsfällen vor denſelben den Vorzug.“) 

§ 19. 

Die Erfüllung der Deichpflicht kann von der Deichverwaltungsbe⸗ 
hörde in eben der Art, wie dies bei den öffentlichen Laſten zuläſſig iſt, 
durch Execution erzwungen werden. Dieſe Exekution findet auch ſtatt gegen 
Pächter, Nutznießer oder andere Beſitzer des verpflichteten Grundſtücks, 
vorbehaltlich ihres Regreſſes an den eigentlich Verpflichteten. 

$ 20. 

Die Eigenthümer der eingedeichten Grundſtücke und Vorländer ſind 
verpflichtet, auf Anordnung der Deichbehörde dem Verbande den zu den 
Schutz- und Meliorationsanlagen erforderlichen Grund und Boden gegen 
Vergütung abzutreten, desgleichen die zu jenen Anlagen nöthigen Materialien 
an Sand, Lehm, Raſen u. f. w. gegen Erſatz des durch die Fortnahme 
derſelbe ihnen entſtandenen Schadens zu überlaſſen. Der außerordentliche 
Werth ift bei Feſtſetzung der Vergütung oder Entſchädigung nicht in An- 
rechnung zu bringen. 

§ 21. 

Auch diejenigen Beſchränkungen des Eigenthums, denen ſich die nicht 
zum Deichverbande gehörenden Beſitzer des Vorlandes, oder der am Fluß⸗ 
ufer, in der Nähe der Deiche, oder der gemeinſchaftlichen Gräben und 
Schleuſen belegenen Grundſtücke zu unterwerfen haben, find in dem Deich= 
ſtatute näher zu beſtimmen. 


8 18. 
1. Leiſtungen zur Erfüllung der Deichpflicht bedürfen der Eintragung in das 
Grundbuch nicht. Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 $ 11 Nr. 1 (GS. S. 446). 
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8 22. 
Streitigkeiten über die Fragen, ob ein Grundſtück nach $ 16 deich⸗ 
pflichtig iſt, oder wie die Deichlaſt zu vertheilen iſt, ſind mit Ausſchluß des 
Rechtsweges von den Verwaltungsbehörden zu entſcheiden. 


§ 23. 

Die bei Publikation des gegenwärtigen Geſetzes vorhandenen Deich⸗ 
ordnungen und Statute bleiben zwar in Kraft, doch ſollen diejenigen, bei 
denen es erforderlich erſcheint, einer Reviſion unterworfen werden. Ihre 
Abänderung und Aufhebung kann nur unter landesherrlicher Genehmigung 
erfolgen. ; 


III. Gemeinſame Beſtimmungen. 


§ 24.1) 

[Die Regierung! Der Regierungspräſident iſt befugt, eine ſolche 
Benutzung der Deiche, welche deren Widerſtandsfähigkeit zu ſchwächen ge⸗ 
eignet iſt, zu beſchränken oder ganz zu unterſagen. Soweit es ſich um 
Deiche handelt, welche zu keinem Deichverbande gehören, ſteht 
die Befugniß dem Bezirksausſchuſſe zu. Werden hierdurch wohler⸗ 
worbene Rechte eingeſchränkt oder aufgehoben, ſo hat der zur Unterhaltung 
des Deiches Verpflichtete den Berechtigten zu entſchädigen. 


§ 25. 

Iſt die Erhaltung eines Deiches zur Sicherung einer Niederung 
gegen Ueberſchwemmung nothwendig, ſo müſſen bei drohender Gefahr, nach 
Anordnung der Polizeibehörde, alle Bewohner der bedrohten und nöthigen⸗ 
falls auch der benachbarten Gegend zu den Schutzarbeiten unentgeltlich 
Hülfe leiſten und die erforderlichen Arbeitsgeräthe und Transportmittel 
mit zur Stelle bringen. 

Die Polizeibehörde kann die in ſolchen Fällen nöthigen Maßregeln 
ſofort durch Exekution zur Ausführung bringen; ſie iſt befugt, die Verab⸗ 
folgung der zur Abwehr der Gefahr dienlichen Materialien aller Art, wo 
ſolche ſich finden mögen, zu fordern, und dieſe müſſen mit Vorbehalt der 


8 24. 
1. BG. § 96 Abſ. 1 Nr. 4. Die Beſchwerde geht nach Abſ. 2 a. a. O. an 
den Miniſter für Landwirthſchaft. Vgl. BG. § 97 Abſ. 1 (f. oben Buf. zu § 15). 


Ausgleichung unter den Verpflichteten, und der Erſtattung des Schadens, 
bei dem jedoch der außerordentliche Werth nicht in Anrechnung kommt, von 
den Beſitzern verabfolgt werden. 1) 

§ 26. 

Auf Deiche, die zu einem Deichverbande gehören, findet die Vorſchrift 
des § 25 nur inſoweit Anwendung, als das Deichſtatut nicht andere Be⸗ 
ſtimmungen enthält. 

8 27. 

In Beziehung auf die Anlegung oder Veränderung von Deichen oder 
Meliorationswerken, welche auf die Vertheidigungsfähigkeit der Feſtungen 
einzuwirken geeignet ſind, bewendet es bei der Vorſchrift des § 12 des 
Regulativs vom 10/30. September 1828 über das Verfahren bei bau- 
lichen Anlagen oder ſonſtigen Veränderungen der Erdoberfläche innerhalb 
der nächſten Umgebungen der Feſtungen. 

8 28. 

Alle von dem gegenwärtigen Geſetze abweichende Beſtimmungen der 
allgemeinen Landesgeſetze oder der für einzelne Landestheile beſtehenden 
Verordnungen, namentlich die S$ 63—65 Tit. 15 THL II. des Allgemeinen 
Landrechts, werden hierdurch aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Januar 1848. 


L. S. Friedrich Wilhelm. 


v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Uden. v. Düesberg. 
Beglaubigt: Bode. 


8 25. 

1. Vgl. Reichsſtrafgeſetzbuch $ 360 Nr. 10: 
Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Noth von der 
Polizeibehörde oder deren Stellvertreter zur Hülfe aufgefordert, keine 
Folge leiſtet, obgleich er der Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr 
genügen konnte — wird mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft 

beſtraft. 
Wegen der Zwangsbefugniſſe der Polizeibehörde vgl. L. V. G. §§ 132 ff. 


Zu $ 26 des Statuts. 


Vormundſchafts⸗Ordnung vom 5. Juli 1875. 
Geſ.⸗S. S. 431. 
§ 39. 

Gelder, welche zu laufenden oder zu anderen durch die Vermögens⸗ 
verwaltung begründeten Ausgaben nicht erforderlich ſind, hat der Vormund 
im Einverſtändniſſe mit dem Gegenvormund in Schuldverſchreibungen, 
welche von dem Deutſchen Reiche oder von einem Deutſchen Bundesſtaate 
mit geſetz icher Ermächtigung ausgeſtellt ſind, oder in Schuldverſchreibungen, 
deren Verzinſung von dem Deutſchen Reiche oder von einem Deutſchen 
Bundesſtaate geſetzlich garantirt iſt, oder in Rentenbriefen der zur Ver⸗ 
mittelung der Ablöſung von Renten in Preußen beſtehenden Rentenbanken, 
oder in Schuldverſchreibungen, welche von Deutſchen kommunalen Korpo⸗ 
rationen (Provinzen, Kreiſen, Gemeinden ꝛc.), oder von deren Kreditanſtalten 
ausgeſtellt und entweder Seitens der Inhaber kündbar ſind, oder einer 
regelmäßigen Amortiſation unterliegen, oder auf ſichere Hypotheken oder 
Grundſchulden, zinsbar anzulegen. 

Gelder, welche in dieſer Weiſe nach den obwaltenden Umſtänden nicht 
angelegt werden können, ſind bei der Reichsbank oder bei öffentlichen, 
obrigkeitlich beſtätigten Sparkaſſen zinsbar zu belegen. 

Eine Hypothek oder Grundſchuld iſt für ſicher zu erachten, wenn ſie 
bei ländlichen Grundſtücken innerhalb der erſten zwei Drittheile des durch 
ritterſchaftliche, landſchaftliche, gerichtliche oder Steuertaxe, bei ſtädtiſchen 
innerhalb der erſten Hälfte des durch Taxe einer öffentlichen Feuerver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaft oder durch gerichtliche Taxe zu ermittelnden Werthes, 
oder wenn fie innerhalb des fünfzehnfachen Betrages des Grundſteuerrein⸗ 
ertrages der Liegenſchaft zu ſtehen kommt. 

Sicheren Hypotheken ſtehen im Sinne dieſer Vorſchriften die mit 
ſtaatlicher Genehmigung ausgegebenen Pfandbriefe und gleichartigen Schuld⸗ 
verſchreibungen ſolcher Kreditinſtitute gleich, welche durch Vereinigung von 
Grundbeſitzern gebildet, mit Korporationsrechten verſehen ſind und nach 
ihren Statuten die Beleihung von Grundſtücken auf die im dritten Abſatz 
angegebenen Theile des Werthes derſelben zu beſchränken haben. 

Verſäumt oder verzögert der Vormund die Anlegung von Geldern, 
ſo muß er die anzulegende Summe mit ſechs vom Hundert jährlich 
verzinſen. 


Zum § 50 des Statuts. 


Geſetz, betreffend den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen 
wegen Uebertretungen. Vom 23. April 1883. 
(G. S. S. 65.) 


Wir Wilhelm ꝛc. verordnen auf Grund der $$ 453 bis 458 der 
Strafprozeßordnung für das Deutſche Reich vom 1. Februar 1877 (R.⸗G.⸗Bl. 
S. 253) mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer 
Monarchie, für den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 

8 1. 

Wer die Polizeiverwaltung in einem beſtimmten Bezirke auszuüben 
hat, iſt befugt, wegen der in dieſem Bezirke verübten, in ſeinen Ver⸗ 
waltungsbereich fallenden Uebertretungen die Strafe durch Verfügungen 
feſtzuſetzen, ſowie eine etwa verwirkte Einziehung zu verhängen. Die 
polizeiliche Strafverfügung iſt auch gegen Beſchuldigte im Alter von 12 bis 
18 Jahren zuläſſig. 

Wird Geldſtrafe feſtgeſetzt, ſo iſt zugleich die für den Fall des Un⸗ 
vermögens an die Stelle der Geldſtrafe tretende Haft zu beſtimmen. 

Die feſtzuſetzende Geldſtrafe darf den Betrag von dreißig Mark, 
die Haft, auch wenn ſie an die Stelle einer nicht beizutreibenden Geldſtrafe 
tritt, die Dauer von drei Tagen nicht überſchreiten. Erachtet der Polizei⸗ 
verwalter eine höhere Strafe für gerechtfertigt, ſo muß die Verfolgung dem 
Amtsanwalte überlaſſen werden. 

8 2. 

Die Feſtſetzung einer Strafe durch die Polizeibehörde findet 
nicht ſtatt 

1 bei Uebertretungen, für deren Aburtheilung die Rheinſchifffahrts⸗ 

gerichte, die Elbzollgericht oder die Gewerbegerichte zuſtändig ſind; 

2. bei Uebertretungen der Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher 

Abgaben oder Gefälle; 
3. bei Uebertretungen bergpolizeilicher Vorſchriften. 
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83. 

Der Beſchuldigte kann gegen die Strafverfügung binnen einer Woche 
nach der Bekanntmachung in Gemäßheit der Strafprozeßordnung auf ge⸗ 
richtliche Entſcheidung antragen. 

Iſt gegen einen Beſchuldigten im Alter von 12 bis 18 Jahren eine 
Strafverfügung erlaſſen, ſo kann binnen der für den Beſchuldigten lau⸗ 
fenden Friſt auch der geſetzliche Vertreter deſſelben auf gerichtliche Entſchei⸗ 
dung antragen. 

§ 4. 

Die Strafverfügung muß außer der Feſtſetzung der Strafe die jtrafbare 
Handlung, Zeit und Ort derſelben, die angewendete Strafvorſchrift und 
die Beweismittel, ſowie die Kaſſe bezeichnen, an welche die Geldſtrafe zu 
zahlen iſt. 

Sie muß die Eröffnung enthalten: 

a) daß der Beſchuldigte binnen einer Woche nach der Bekanntmachung 

auf gerichtliche Entſcheidung antragen könne; 

b) daß der Antrag entweder bei der Polizeibehörde, welche die Straf⸗ 
verfügung erlaſſen hat, oder bei dem zuſtändigen Amtsgericht anzu⸗ 
bringen ſei; 

c) daß die Strafverfügung, falls innerhalb der beſtimmten Friſt ein 
Antrag auf gerichtliche Entſcheidung nicht erfolge, vollſtreckbar 
werde. 

85. 

Die polizeiliche Strafverfügung ijt nach Maßgabe der zu erlaſſenden 
Ausführungsbeſtimmungen ($ 13) dem Beſchuldigten durch einen öffentlichen 
Beamten zu behändigen. 

$ 6. 

Für dieſes Verfahren (S$ 1 bis 5) find weder Stempel noch Gee 
bühren anzuſetzen, die baaren Auslagen aber fallen dem Beſchuldigten nach 
näherer Maßgabe der zu erlaſſenden Ausführungsbeſtimmungen (§ 13) in 
allen Fällen zur Laſt, in welchen eine Strafe endgültig gegen ihn feſtgeſetzt iſt. 


3 7. 


Die in Gemäßheit dieſes Geſetzes endgültig feſtgeſetzten Geldſtrafen 
ſowie die eingezogenen Gegenſtände fallen Demjenigen zu, welcher die ſächlichen 
Koften der Polizeiverwaltung zu tragen hat. 


— —— 
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Der Letztere ift dagegen verpflichtet, die durch Feſtſetzung und Boll- 
ſtreckung der Strafen entſtehenden, von dem Beſchuldigten nicht beizutrei⸗ 
benden Koſten zu tragen. 

Inſoweit beſondere Vorſchriften beſtehen, nach welchen Geldſtrafen 
oder eingezogene Gegenſtände einem andern Berechtigten zufallen, findet 
die Vorſchrift des erſten Abſatzes keine Anwendung. Desgleichen bleiben 
vertragsmäßige Beſtimmungen unberührt. 

88. 

Iſt der Amtsanwalt eingeſchritten, bevor die polizeiliche Strafver⸗ 
fügung dem Beſchuldigten behändigt worden, ſo iſt die letztere wirkungslos. 
89. 

Wird bei dem Amtsgericht auf gerichtliche Entſcheidung angetragen, 
ſo iſt dem Antragſteller eine Beſcheinigung hierüber koſtenfrei zu ertheilen. 
§ 10. 

Iſt die polizeiliche Strafverfügung vollſtreckbar geworden, fo findet 
wegen derſelben Handlung eine fernere Anſchuldigung nicht ſtatt, es ſei denn, 
daß die Handlung keine Uebertretung, ſondern ein Vergehen oder Verbrechen 
darſtellt und daher die Polizeibehörde ihre Zuſtändigkeit überſchritten hat. 

In dieſem Falle ift während des gerichtlichen Verfahrens die Volf- 
ſtreckung der Strafverfügung einzuſtellen; erfolgt eine rechtskräftige Ver⸗ 
urtheilung wegen eines Vergehens oder Verbrechens, ſo tritt die Straf⸗ 
verfügung außer Kraft. 

8 11. 

Gegen Militärperſonen dürfen die Polizeibehörden Strafen nur 
wegen ſolcher Uebertretungen feſtſetzen, zu deren Aburtheilung im gericht⸗ 
lichen Verfahren die ordentlichen Gerichte zuſtändig ſind. Eine Feſtſetzung 
von Haft für den Fall des Unvermögens ($ 1 Abſ. 2) findet durch die 
Polizeibehörde nicht ſtatt. 

8 12. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt am 1. Juli 1883 in Kraft und in 
denjenigen Landestheilen, in welchen zur Zeit das Geſetz vom 14. Mai 
1852 Geltung hat, an die Stelle dieſes Geſetzes und der daſſelbe ergän⸗ 
zenden Beſtimmungen. 5 

Von dieſem Tage ab ſind für das weitere Verfahren in denjenigen 
Sachen, in welchen eine polizeiliche Strafverfügung noch nicht behändigt 
iſt, die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes maßgebend. 
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§ 13. 
Die Minifter des Innern und der Juſtiz haben die zur Ausführung 
dieſes Geſetzes erforderlichen reglementariſchen Beſtimmungen zu erlaſſen *) 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Wiesbaden, den 23. April 1883. 


(L. 8.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Fried- 
berg. v. Goßler. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart 
v. Schellendorf. 


*) Siehe bie Ausführungs = Anweifung. bom 8. Juni 1883 — Amtsblatt 
Danzig 1883 Seite 165. — 
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Zu § 51 des Statuts. 


Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung. 
Geſ.⸗S. S. 195. 


8 132. 

Der Regierungspräſident, der Landrath, die Ortspolizeibehörde und 
der Gemeinde- (Guts-) Vorſteher (Vorſtand) find berechtigt, die von 
ihnen in Ausübung der obrigkeitlichen Gewalt getroffenen, durch ihre ge- 
ſetzlichen Befugniſſe gerechtfertigten Anordnungen durch Anwendung folgender 
Zwangsmittel durchzuſetzen: 

1. Die Behörde hat, ſofern es thunlich iſt, die zu erzwingende Hand⸗ 
lung durch einen Dritten ausführen zu laſſen und den vorläufig 
zu beſtimmenden Koſtenbetrag im Zwangswege von den Ver- 
pflichteten einzuziehen. 

2. Kann die zu erzwingende Handlung nicht durch einen Dritten 
geleiſtet werden, — oder ſteht es feſt, daß der Verpflichtete nicht 
im Stande iſt, die aus der Ausführung durch einen Dritten ent⸗ 
ſtehenden Koſten zu tragen, — oder ſoll eine Unterlaſſung er- 
zwungen werden, ſo ſind die Behörden berechtigt, Geldſtrafen an⸗ 
zudrohen und feſtzuſetzen, und zwar: 

a) die Gemeinde- (Guts⸗) Vorſteher bis zur Höhe von fünf 
Mark; 
b) die Ortspolizeibehörden und die ſtädtiſchen Gemeinde⸗Vorſteher 
(Vorſtände) in einem Landkreiſe bis zur Höhe von ſechszig 
Mark; ; 
| e) die Landräthe, ſowie die Polizeibehörden und Gemeinde-Vor⸗ 
| ſteher (-Borftände) in einem Stadtkreiſe bis zur Höhe von 
a einhundertfünfzig Mark; 
d) der Regierungspräſident bis zur Höhe von dreihundert Mark. 
Gleichzeitig ijt nach Maßgabe der $$ 28, 29 des Strafgeſetz⸗ 


buds für das Deutſche Reich die Dauer der Haft feſtzuſetzen, 
welche für den Fall des Unvermögens an die Stelle der Geld⸗ 
ſtrafe treten ſoll. Der Höchſtbetrag dieſer Haft iſt 
in den Fällen zu a = Ein Tag, 
n" n " b = Gine Woche, 
> = „ © Zwei Woden, 
A „ d = Bier Wochen. 

Der Ausführung durch einen Dritten (Nr. 1), ſowie der Feſt⸗ 
ſetzung einer Strafe (Nr. 2) muß immer eine ſchriftliche Androhung 
vorhergehen; in dieſer iſt, ſofern eine Handlung erzwungen werden 
ſoll, die Friſt zu beſtimmen, innerhalb welcher die Ausführung 
gefordert wird. 
3. Unmittelbarer Zwang darf nur angewendet werden, wenn die An⸗ 
ordnung ohne einen ſolchen unausführbar iſt. 


Bum § 64 des Statuts, 


Geſetz betreffend die Kreisordnung für die Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien 
und Sachſen vom 13. Dezember 1872, in der Faſſung des 
Geſetzes vom 19. März 1881. 

G.-S. S. 155. 


§ 8. 

Die Kreisangehörigen ſind verpflichtet, unbeſoldete Aemter in der 
Verwaltung und Vertretung des Kreiſes zu übernehmen. 

Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung ſolcher Aemter 
berechtigen folgende Entſchuldigungsgründe: 

1. anhaltende Krankheit; 

2. Geſchäfte, die eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit 

vom Wohnorte mit ſich bringen; 

3. das Alter von 60 Jahren; á 

4. die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes; 

5. ſonſtige beſondere Verhältniſſe, welche nach dem Ermeſſen des 

Kreistages eine gültige Entſchuldigung begründen. 

Beträgt die Amtsdauer mehr als drei Jahre, ſo kann das Amt 
nach. Ablauf von drei Jahren niedergelegt werden. 

Wer ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung 
des Kreiſes während der vorgeſchriebenen regelmäßigen Amtsdauer ver⸗ 
ſehen hat, kann die Uebernahme deſſelben oder eines gleichartigen für 
die nächſten drei Jahre ablehnen. 

Wer ſich ohne einen der vorbezeichneten Entſchuldigungsgründe 
weigert, ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung des 


Kreiſes zu übernehmen oder das übernommene Amt drei Jahre hindurch 
zu verſehen, ſowie derjenige, welcher ſich der Verwaltung ſolcher Aemter 
trotz vorhergegangener Aufforderung ſeitens des Kreisausſchuſſes that- 
ſächlich entzieht, kann durch Beſchluß des Kreistages für einen Zeitraum 
von drei bis ſechs Jahren der Ausübung ſeines Rechtes auf Theilnahme 
an der Vertretung und Verwaltung des Kreiſes für verluſtig erklärt 
und um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker, als die übrigen Kreisange⸗ 
hörigen, zu den Kreisabgaben herangezogen werden. 

Gegen den Beſchluß des Kreistages findet innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem [Bezirksverwaltungsgerichte] Bezirksausſchuſſe ftatt. 


$. 23. 


Der Gemeindevorſteher und die Schöffen werden von der Ge⸗ 
meindeverſammlung beziehungsweiſe der Gemeindevertretung aus der 
Zahl der ſtimmberechtigten Gemeindemitglieder durch abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit gewählt. 

Vater und Sohn dürfen nicht gleichzeitig Gemeindevorſteher und 
Schöffen ſein. 

Die Wahlen erfolgen nach näherer Vorſchrift des dieſem Geſetze 
beigefügten Wahlreglements. 


§ 97. 
Durch Stellvertretung können fiğ an den Wahlen betheiligen: 

1. der Staat durch einen Vertreter aus der Zahl ſeiner Beamten, ſeiner 
Domänenpächter oder der ländlichen Grundbeſitzer des Kreiſes; 

2. juriſtiſche Perſonen, Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien durch einen Pächter oder mit Generalvollmacht verſehenen 
Adminiſtrator eines im Kreiſe belegenen größeren Gutes oder durch 
einen Vertreter aus der Zahl der ländlichen Grundbeſitzer des Kreiſes; 
Korporationen ſind befugt, ſich nach Maßgabe ihrer Statuten oder 
Verfaſſungen vertreten zu laſſen; 

3. Eltern durch ihre Söhne, welchen ſie die Verwaltung ſelbſtſtändiger 
Güter dauernd übertragen haben; 

4. unverheirathete Beſitzerinnen durch Vertreter aus der Zahl der länd⸗ 
lichen Grundbeſitzer des Kreiſes; 

5. die Mitglieder regierender Häuſer durch ein Mitglied ihrer Familie 
oder einen Vertreter aus der Zahl ihrer Beamten, ihrer Gutspächter 
oder der ländlichen Grundbeſitzer des Kreiſes; 


6. die gemeinſchaftlichen Beſitzer eines größeren Grundeigenthums 
(S 86) durch einen Mitbeſitzer, beziehungsweiſe die Theilnehmer eines 
gewerblichen Unternehmens durch einen derſelben; 

7. Ehefrauen, ſowohl groß⸗ wie minderjährige können durch ihren 
Ehemann, Kinder unter väterlicher Gewalt durch ihren Vater, bevor⸗ 
mundete Perſonen durch ihren Vormund oder Pfleger vertreten 
werden. Wird die Vormundſchaft oder Pflegſchaft von weiblichen 
Perſonen geführt, ſo kann deren Vertretung nach Maßgabe der 
Beſtimmung unter 4 erfolgen, 

inſofern die unter Nr. 2 genannten Berechtigten im Deutſchen Reiche ihren 
Sitz haben und die unter Nr. 3 bis 7 genannten Berechtigten Angehörige 
des Deutſchen Reiches ſind und ſich im Genuſſe der bürgerlichen Ehrenrechte 
befinden. 

Die Vertreter, mit Ausnahme der unter Nr. 7 bezeichneten, müſſen 
in dem Kreiſe entweder einen Wohnſitz haben oder in demſelben Grund⸗ 
eigenthum beſitzen. Außerdem gelten für die Vertreter die Grundſätze, 
welche der § 96 für die Wahlberechtigung vorſchreibt. 


Wahlreglement. 


8 1. 

Acht Tage vor der Wahl werden die Wähler zu den Wahlen mittels 
ſchriftlicher Einladung oder durch ortsübliche Bekanntmachung berufen. Die 
Einladung und Bekanntmachung muß das Lokal, den Tag und die Stunde 
der Wahl genau bezeichnen. Hinſichtlich der von dem Kreistage vorzu⸗ 
nehmenden Wahlen bewendet es bei den für die Berufung des Kreistages 
vorgeſchriebenen Friſten. 

$ 2. 

Der Wahlvorſtand beſteht aus dem nach den beſtehenden Vorſchriften 
zur Leitung des Wahlaktes berufenen Beamten als Vorſitzenden und aus 
zwei oder vier von der Wahlverſammlung aus der Zahl der Wähler zu 
wählenden Beiſitzern. Der Vorſitzende ernennt einen der Beiſitzer zum 
Protokollführer. In den Fällen der 88 23, 51 Nr. 1 und 100 der Kreis⸗ 
ordnung kann auch eine nicht zur Wählerverſammlung gehörige Perſon zum 
Protokollführer ernannt werden. 

8 3. 

Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllokale weder Diskuſſionen 
ſtattfinden, noch Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. Mus- 
genommen hiervon ſind Diskuſſionen und Beſchlüſſe des Wahlvorſtandes, 
welche durch die Leitung des Wahlgeſchäftes bedingt ſind. 

: § 4. 

Jede Wahl erfolgt in einer beſonderen Wahlhandlung durch Stimm- 
zettel. 


§ 5. 
Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welder fie in der Wähler: 
lifte verzeichnet find, aufgerufen. Jeder Aufgerufene legt feinen Stimm- 
zettel uneröffnet in die Wahlurne. 


Die während der Wahlhandlung erſcheinenden Wähler können an 
der nicht geſchloſſenen Wahl Theil nehmen. 

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, ſo erklärt der Wahlvorſtand 
die Wahl für geſchloſſen; der Vorſitzende nimmt die Stimmzettel einzeln 
aus der Wahlurne und verlieſt die darauf verzeichneten, von einem Beiſitzer, 
welchen der Vorſitzende ernennt, laut zu zählenden Namen. 


8 6. 

Ungültig ſind 

1. Stimmzettel, welche nicht von weißem Papier, oder welche mit einem 
äußeren Kennzeichen verſehen ſind, 

2. Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, 

3. Stimmzettel, aus welchen die Perſon des Gewählten nicht unzweifel⸗ 
haft zu erkennen iſt, 

4. Stimmzettel, auf welchen mehr als Ein Name, oder der Name einer 
nicht wählbaren Perſon verzeichnet iſt, 

5. Stimmzettel, welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 


8 7. 

Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben betrachtet. 
Ueber die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorläufig der Wahl⸗ 
vorſtand. 

Die Stimmzettel ſind dem Wahlprotokolle beizufügen und ſo lange 
aufzubewahren, bis über die gegen das Wahlverfahren erhobenen Einſprüche 
rechtskräftig entſchieden iſt. 


§ 8. 

Als gewählt iſt derjenige zu betrachten, welcher die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten hat. 

Ergiebt ſich keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo kommen diejenigen 
zwei Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, auf die engere 
Wahl. Haben mehr als zwei Perſonen die meiſten und gleich viel Stimmen 
erhalten, ſo entſcheidet das durch die Hand des Vorſitzenden zu ziehende 
Loos darüber, wer auf die engere Wahl zu bringen iſt; in gleicher Weiſe 
erfolgt die Entſcheidung, wenn auch die engere Wahl keine Stimmen⸗ 
mehrheit ergiebt. 
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§ 9. 
Die Wahlprotokolle find von dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen. 


$ 10. 
Der Vorſitzende des Wahlvorſtandes hat die Gewählten von der 
auf ſie gefallenen Wahl mit der Aufforderung in Kenntniß zu ſetzen, 
ſich über die Annahme oder Ablehnung innerhalb längſtens fünf Tagen 


zu erklären. Wer dieſe Erklärung nicht abgiebt, wird als ablehnend 
betrachtet. 


11 
Wahlen, welche auf dem Kreistage vorzunehmen find, können auch 
durch Akklamation ftattfinden, ſofern Niemand Widerſpruch erhebt. 
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